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I ALLGEMEINES 
 
1. Allgemeine Ziele und Zwecke sowie Notwendigkeit des Bebauungs-
plans 
 
Das Straßenbauvorhaben Diesdorf erstreckt sich auf den sogenannten "Diesdorfer Knoten", 
eine langgezogene und stark befahrene Kreuzung im Stadtteil Diesdorf, die sich aus den 
Straßenzügen "Große Diesdorfer Str.", "Diesdorfer Graseweg", "Hannoversche Str." und 
"Kümmelsberg" zusammensetzt. 
 
Im Zuge dieses Verkehrsknotens, in dem sich eine Brücke über die Schrote befindet, mün-
den zwei weitere Anliegerstraßen, die "Ummendorfer Str." und die "Hemsdorfer Str." in den 
o. g. Kreuzungsbereich. 
 
Entlang des Schrotelaufs soll eine wichtige Fuß- und Radwegeverbindung entstehen, die im 
Bereich der o. g. Brücke über die "Hannoversche Str." geführt wird. 
 
Die inmitten dieser Kreuzung angeordnete Straßenbahnendhaltestelle weist eine Reihe ver-
kehrlicher und bautechnischer Mängel auf, die wie folgt benannt werden können: 
 
-unzureichende Erschließung großer Teile Diesdorfs durch den Straßenbahnverkehr 
-Sicherheitsdefizite und fehlende Barrierefreiheit für die Fahrgäste (Ein- und Ausstieg an ei-
ner Endstelle über die Fahrbahn), 
-ungesicherte Querung der Fußgänger über die Straße im Haltestellenbereich, 
-betriebliche Nachteile für die Straßenbahn (Rückwärtsfahren, keine Überholmöglichkeit un-
tereinander), 
-starke Behinderung des Kfz-Verkehrs durch die Straßenbahn (Gleislage, Fahrgastbewe-
gungen), 
-schlechte Verknüpfung der Straßenbahn mit Buslinien (innerstädtisch und regional), 
-unzureichendes Angebot für Park-and-Ride und Bike-and-Ride für den nicht erschlossenen 
Stadtrand und den Regionalverkehr. 
 
Hinzu kommt das durch den Kfz-Verkehr verursachte hohe Verkehrsaufkommen. Der Ver-
kehrsknoten verbindet mit der Großen Diesdorfer Straße / Zerrennerstraße und dem Küm-
melsberg / Diesdorfer Graseweg zwei wichtige innerstädtische Verkehrsadern. Die in Nord-
Süd bzw. Ost-West-Richtung verlaufenden Trassen sind Hauptnetzstraßen mit einer ent-
sprechend starken Verkehrsbelegung.  
 
Dieser Verkehrsknoten soll so umgebaut und organisiert werden, daß er den vielfältigen Ver-
kehrsarten und -strömen gerecht wird; dazu ist es erforderlich, die vorhandenen Verkehrsflä-
chen neu zu strukturieren, aber auch neue Verkehrsflächen für Abbiegespuren, Fuß- und 
Radwege und eine neue Straßenbahnendschleife zu schaffen.  
 
Aufgrund vielfältiger Bauanfragen für Bereiche, die an die Verkehrsflächen angrenzen, ist es 
für die geordnete städtebauliche Entwicklung besonders in den Blockinnenbereichen erfor-
derlich, diesen B-Plan aufzustellen. 
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Ein wesentliches Ziel dieses Bebauungsplanes ist es, Baurecht für die Errichtung der Stra-
ßenbahnwendeschleife zu schaffen.  
Das Personenbeförderungsgesetz (PbefG) sieht für die Errichtung von Betriebsanlagen für 
Straßenbahnen gemäß § 28 (1) PbefG grundsätzlich ein Planfeststellungsverfahren vor. In 
Anwendung des § 28 (3) PbefG kann die Planfeststellung jedoch durch einen Bebauungs-
plan ersetzt werden, sofern darin die Betriebsanlagen für Straßenbahnen konkret ausgewie-
sen sind 
 
Das Plangebiet liegt weitestgehend im bebauten Innenbereich, lediglich die geplante Wen-
deschleife der Straßenbahn liegt im Außenbereich.  
 
2. Variantenuntersuchung Straßenbahn 
 
Für die im Zusammenhang mit der Umgestaltung des „Diesdorfer Knotens“ beabsichtigte 
Verbesserung der Situation des öffentlichen Personennahverkehrs – Straßenbahn- für den 
Bereich Diesdorf wurden verschiedene Trassen untersucht (Ingenieurbüro Buschmann, Juni 
2007). 
 
Variante 1 
Streckenverlängerung der Straßenbahn durch die Ummendorfer Straße mit dem Ausbau 
einer Wendeschleife auf einer Ackerfläche östlich der Straße Am Neuber 
 
Variante 2 
Streckenverlängerung der Straßenbahn durch die Hannoversche Straße, Zerrennerstraße 
und Niederndodeleber Straße mit Ausbau einer Wendeschleife auf einer Ackerfläche an der 
Niederndodeleber Straße 
 
Variante 3 
Streckenverlängerung der Straßenbahn durch die Hannoversche Straße und über den Küm-
melsberg mit Ausbau einer Wendeschleife auf einer Ackerfläche südlich der B 1 
 
Die Untersuchung wurde anhand verschiedener Kriterien vorgenommen. 
 
Erschließungseffekt: 
Dabei werden das potentielle Fahrgastaufkommen betrachtet (Anzahl der Einwohner im 400 
m Bereich der Haltestellen, daraus abgeleitetes Verkehrsaufkommen) und die Effektivität der 
Verkehrserschließung ermittelt (erschlossene Einwohner / Streckenlänge). Aufgrund der 
Trassenführung durch den Ortsteil Diesdorf ergab sich der beste Wert für die Variante 2. 
 
Auswirkungen auf den Kfz-Verkehr: 
Die Varianten 2 und 3 bewirken erhebliche Einschränkungen für den Kfz-Verkehr durch die 
Einordnung der Gleistrasse insbesondere am Knotenpunkt Hannoversche Strasse / Ummen-
dorfer Straße und eine Leistungsminderung in der Hannoverschen Straße. Außerdem sind 
Auswirkungen auf den ruhenden Verkehr zu erwarten. Die geringsten Auswirkungen ergeben 
sich durch die Freihaltung des Knotenbereiches von Gleisen bei Variante 1. 
 
Behinderung des Straßenbahnverkehrs: 
Die Behinderung des Straßenbahnverkehrs durch eine starke Kfz-Belegung, durch Linksab-
bieger sowie beim Einparken ist bei Variante 1 wegen des Gleisverlaufes innerhalb einer 
Anliegerstraße am geringsten. 
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Ausbaumöglichkeit eines besonderen Bahnkörpers: 
Der Ausbau eines gesonderten Bahnkörpers der besonders finanziell gefördert wird und eine 
optimale Lösung darstellt ist aufgrund der beengten Straßenräume lediglich in Variante 3 
zum Teil und mit erheblichem Straßenbauaufwand möglich.  
 
Akzeptanz der BürgerInnen: 
Hierbei wird das Hauptaugenmerk auf den Erschließungseffekt, die Immissionsbelastung 
(Lärm, Erschütterungen) und Verkehrseinschränkungen (ruhender Verkehr, Grundstückszu-
fahrten) gelegt. Variante 1 stellt mit einem guten Erschließungseffekt und ca. 100 betroffe-
nen AnwohnerInnen die Vorzugslösung dar. 
 
Ausbaukosten: 
Bei den Ausbaukosten stellt Variante 1 wegen der geringen Länge und der Lage in einer we-
niger frequentierten Straße dien günstigste Lösung dar. 
 
Betriebskosten und Unterhaltungsaufwand: 
Es wurde festgestellt, dass sich durch die größere Streckenlänge bei Variante 2 und 3 die 
Umlaufzeiten gegenüber der Variante 1 erhöhen. Ein Ausgleich (Pausenverkürzung beim 
Fahrpersonal) ist nicht möglich. Es wäre ein zusätzlicher Zugeinsatz mit den entsprechenden 
Kosten erforderlich. Variante 1 ist damit die kostengünstigste Lösung. 
 
Die Gesamtbewertung der drei Varianten zeigt folgendes Ergebnis: 
Trassenvariante 1 verbessert deutlich die Verkehrserschließung des Ortsteils Diesdorf. Dafür 
ist ein wesentlich geringerer Investitions- und Unterhaltungsaufwand als bei den Trassenva-
rianten 2 und 3 erforderlich.  
Die gegenseitige Behinderung zwischen dem Straßenbahn- und dem Kfz-Verkehr wird mit 
Trassenvariante 1 minimiert. 
Aus diesen Gründen wird der Trassenvariante 1 der Vorzug eingeräumt und auf die Weiter-
verfolgung der Trassenvarianten 2 und 3 verzichtet. 
 
3. Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs 
 
Der räumliche Geltungsbereich basiert auf der Entscheidung für die Trassenvariante 1. Er 
wird so bestimmt, daß vorgegebene Ziele und Zwecke weitestgehend erreicht werden. 
 
Das Plangebiet liegt in den Fluren 343 und 337 der Gemarkung Magdeburg und wird wie 
folgt begrenzt: 

 
im Norden: 
durch die Nordseite der Zerrennerstraße, die Westgrenze des Flurstückes 556, die Nord-
grenzen der Flurstücke 556 und 555 und deren Verlängerung nach Osten, die Ostgrenze des 
Kümmelsberges und die Nordgrenze des Flurstückes 564, 

 

im Osten: 
durch die Ostgrenze und die Südgrenze (teilweise) des Flurstückes 564, die Ostgrenzen der 
Flurstücke 10446 und 10448, die Südgrenze des Flurstückes 10448 (teilweise), die West-
grenze des Flurstückes 10549, die Ostgrenzen der Flurstücke 10548, 10442, 10441, 572 und 
10379 - nach Süden verlängert, die Südseite der Schrote (Böschungsoberkante), die Ost- 
und die Südgrenze des Flurstückes 10315, die Südgrenze des Flurstückes 10317, die Ost-
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seite der Hannoverschen Straße, die Nordseite der Großen Diesdorfer Straße bis zur West-
seite der Schwantesstraße, dann die Gr. Diesdorfer Straße im rechten Winkel querend, so-
dann durch die Südseite der Gr. Diesdorfer Straße und die Westgrenze des Flurstückes 
10038 (Flur 337, Westfriedhof), 
 
im Süden: 
durch die Südgrenze des Flurstückes 10102 (Flur 337) und deren Verlängerung über den 
Diesdorfer Graseweg, die Westseite des Diesdorfer Graseweges, die Nordgrenze des Flur-
stückes 10485, die Ostgrenze des Flurstückes 2555 (teilweise), eine nach Westen unter 
Aufnahme der Nordgrenze des Flurstückes 2558/3 verlaufende Linie, die Westgrenze des 
Flurstückes 2563/4 (teilweise), die Nordgrenze des Flurstückes 10071, die Ostgrenze des 
Flurstückes 10071 auf einer Länge von 63 m und von da im rechten Winkel bis zur Südgren-
ze des Flurstückes 10068 führend, sodann durch die Südgrenze des Flurstückes 10068, 
 
im Westen: 
durch die Westgrenze des Flurstückes 10068, die Nordseite der Straße Am Thie, die West- 
und die Nordgrenze des Flurstückes 2509/2, die Ostgrenze des Flurstückes 2510 (Großer 
Gang), die Nordseite der Ummendorfer Straße, die West- und die Nordgrenze des Flurstü-
ckes 2538 (Kleiner Gang) nach Norden verlängert, die Westgrenzen der Flurstücke 589/21 
und 589/3, die Südseite und die Ostseite (Wendeanlage) der Burgstraße, die Ost- und die 
Nordgrenze des Flurstückes 604, die Westgrenze des Flurstückes 590/2, die Südgrenzen 
der Flurstücke 594, 595 und 596, die Ost-, Süd- und Westgrenze des Flurstückes 597, die 
Südgrenze des Flurstückes 598, die Ost- und die Nordgrenze des Flurstückes 151 (Straße 
Alt-Diesdorf), die Ostgrenzen der Flurstücke 607 und 608 bis zur Nordseite der Zerren-
nerstraße verlängert. 
 
4. Anpassung an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
 
Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung sind inzwischen durch das Regionale Ent-
wicklungsprogramm für den Regierungsbezirk Magdeburg formuliert worden. Mit diesen Zie-
len ist der Bebauungsplan vereinbar, da er in erster Linie für die Verbesserung des ÖPNV 
und vorhandener Verkehrsanlagen und damit auch für die Verbesserung der Wohn- und Le-
bensverhältnisse der Anlieger sorgt. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfaßt auch eine Fläche die bislang dem Au-
ßenbereich im Sinne des § 35 BauGB zuzuordnen ist (Bereich der eigentlichen Wendeschlei-
fe). Da die Fläche aber kleiner als 1 ha ist, ist die Überplanung der gleichen nicht als raum-
bedeutsam einzustufen.  
 
5. Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 
 
Der Flächennutzungsplan der Landeshauptstadt Magdeburg ist mit seiner öffentlichen Be-
kanntmachung im Amtsblatt am 06. April 2001 rechtswirksam. 
Die Festsetzungen dieses Bebauungsplanes wurden aus den Vorgaben des Flächennut-
zungsplanes abgeleitet. Der Bebauungsplan entspricht somit dem Entwicklungsgebot des  
§ 8 (2) Satz 1 BauGB. 
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II RAHMENBEDINGUNGEN FÜR DEN BEBAUUNGSPLAN 
 
1. Lage in der Stadt 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Osten des Stadtteils Diesdorf an der 
Grenze zum Stadtteil Stadtfeld-West, in den der Bebauungsplan im Verlauf der "Großen 
Diesdorfer Straße" hineinragt. 
Das Plangebiet liegt inmitten bebauter Flächen, nur im Südwesten reicht es in den landwirt-
schaftlich genutzten Außenbereich hinein und im Südosten grenzt es an den Westfriedhof. 
 
Die Bauflächen im Umfeld des "Diesdorfer Knotens" haben gegenwärtig den Charakter von 
Mischgebieten in der zwar die Wohnnutzung teilweise überwiegt, aber die Menge und die Art 
der vorhandenen Einzelhandels- und Handwerksbetriebe gehen in ihrer Bedeutung über die 
Versorgung des Gebiets hinaus. Lediglich der Bereich zwischen "Hemsdorfer Str.", "Kleiner 
Gang" und "Ummendorfer Str." sowie der überwiegende Teil der Südseite der "Ummendorfer 
Str." haben den Charakter eines Allgemeinen Wohngebietes. 
 
Es wäre sicherlich nicht sinnvoll, die Entwicklung dieses Mischgebiets, das sich hier um die 
Hauptverkehrsstraßen herum gebildet hat, in ein Wohngebiet anzustreben. Die Verkehrsbe-
lastung des "Diesdorfer Knotens" würde die Wohnqualität dieses Gebietes sehr beeinträchti-
gen. 
 
An das Plangebiet grenzen zwei Bebauungspläne: 
 
Im Norden der B-Plan Nr. 368-1 Teilbereich A "Kümmelsberg West Teilbereich A" und im 
Süden der B-Plan Nr. 362-1 "Diesdorfer Graseweg". 
 
Der erstgenannte liegt nur als Aufstellungsbeschluss vor. Planungsziel ist die Entwicklung 
eines allgemeinen Wohngebietes für den kleinteiligen Wohnungsbau (Einfamilienhäuser).Bei 
dem Plangebiet handelt es sich hauptsächlich um die Überplanung eines ehemaligen ”LPG-
Geländes” und somit um die Revitalisierung von Flächen. Der andere Plan ist rechtskräftig 
und dient lediglich der Festsetzung des Flächenbedarfs für ein Brückenbauwerk im Zuge des 
"Diesdorfer Grasewegs" über die Bahngleise der Strecke Berlin-Magdeburg-Braunschweig, 
welches zwischenzeitlich bereits errichtet wurde. 
 
Der übrige an das Plangebiet angrenzende bebaute Bereich ist gemäß § 34 BauGB (unbe-
planter Innenbereich) zum Teil als Mischgebiet, zum Teil als Allgemeines Wohngebiet zu 
bewerten, der im Südosten angrenzende Westfriedhof als Grünfläche. 
 
2. Geländeverhältnisse 
 
Das Gelände im Plangebiet steigt südlich der Schrote kaum merklich, nördlich dagegen 
schon deutlich an. Bei der Brücke über die Schrote liegt der niedrigste Punkt des Plangebie-
tes mit ca. 60 m ü.N.N. 
 
Die Höhenlinien verlaufen etwa parallel zur Schrote. 
 
Der nördlichste Punkt des Plangebietes, dort wo die Straße "Kümmelsberg" das Plangebiet 
verläßt, liegt mit ca. 64 m ü.N.N. am höchsten. Der höchste Punkt südlich des Baches liegt 
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mit ca. 63 m ü.N.N. im Südwesten des Plangebietes im Bereich der geplanten Straßenbahn-
wendeschleife. 
 
3. Bodenbeschaffenheit 
 
Da das Plangebiet nahezu vollständig bebaut ist, kann davon ausgegangen werden, dass 
der Untergrund der Flächen, auf denen weitere Baumaßnahmen ermöglicht werden, ausrei-
chende Tragfähigkeit besitzt. Untergrundverhältnisse, die eine bauliche Nutzung bzw. die 
vorgesehenen Straßenbaumaßnahmen erheblich erschweren oder ausschließen würden, 
sind nicht bekannt. 
Die im Plangebiet oberflächennah anstehenden tonig-schluffigen Sedimente weisen eine 
geringe Wasserdurchlässigkeit auf. Dadurch besteht Staunässegefahr. Das Grundwasser ist 
2 bis 5 m Tiefe zu erwarten und ist gespannt. 
Da dieses Gebiet als Bombenabwurfgebiet registriert ist, muß jedoch grundsätzlich mit dem 
Vorhandensein von Blindgängern gerechnet werden. 
 
Altlasten sind im Plangebiet nicht bekannt.  
 
4. Größe des Geltungsbereiches und Eigentumsstruktur 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfaßt eine Fläche von ca. 11 ha. 
 
Die Stadt ist z.Zt. Eigentümerin aller öffentlichen Flächen mit Ausnahme der Grünfläche 
nördlich der Schrote, die sich zwar im Besitz, nicht aber im Eigentum der Stadt Magdeburg 
befindet. Die für die Errichtung der Straßenbahnwendeschleife benötigten Flächen wurden 
zwischenzeitlich durch die MVB erworben und mit der Inbetriebnahme der Straßenbahnwen-
deschleife öffentlich gewidmet.  
 
Alle anderen Grundstücke befinden sich im Privatbesitz verschiedener Eigentümer. 
 
5. Baulich genutzte Flächen, Freiflächen 
 
Die Grundstücke im Plangebiet sind weitgehend bebaut. Die Bebauung ist kleinteilig und zu 
den Straßen hin sehr dicht, die rückwärtigen Bereiche sind dagegen gärtnerisch genutzt und 
überwiegend frei von Bebauung. Diese rückwärtigen Grundstücksteile bilden zusammenhän-
gende grüne Blockinnenbereiche, die als städtebauliche Struktur erhalten werden sollen. 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans überwiegt die Wohnnutzung, wobei aber sowohl 
die Anzahl als auch die Gesamtfläche der Einzelhandels-, Handwerks- und Dienstleistungs-
betriebe relativ hoch ist. Außerdem befindet sich als öffentliche Einrichtung im Südwesten 
des Plangebietes die Grundschule. 
 
Die Straßenbahnwendeschleife ist die einzige Fläche des Plangebietes, die außerhalb der 
Ortslage auf einer bisher landwirtschaftlich genutzten Fläche liegt. Sie soll am Übergang zur 
Landschaft so gestaltet werden, daß sie sich harmonisch an ein vorhandenes und unmittel-
bar angrenzendes Feldgehölz anfügt und den sensiblen Ortsrand möglichst wenig stört.  
 
Um eine Gefährdung von Insekten durch Lichtemissionen zu vermeiden, sind im Bereich der 
Straßenbahnwendeschleife nur der Einsatz strahlungsarmer Nachtbeleuchtung zulässig.  
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Weitere Bestandteile der Straßenbahnwendeanlage werden : 
 
- ein eingeschossiges Gebäude, welches der Aufnahme eines Wartebereiches und eines 

öffentlichen WC´s dient, 
- ein Kfz-Parkplatz für die Benutzer der Straßenbahn, 
- sowie ein überdachter Fahrradständer sein.  
 
Die Straßenbahnwendeanlage wird so hergestellt, dass sie als gleichzeitig als Wendeanlage 
für Omnibusse geeignet ist.  
Alle Elemente der Straßenbahnanlage werden konkret im Bebauungsplan ausgewiesen. Die 
Ausweisungen erfolgen gemäß § 28 (3) Personenbeförderungsgesetz (PBefG).  
 
Auf der Nordseite des Schrotelaufes soll langfristig entsprechend der Stadteilentwicklungs-
planung Diesdorf einen Grünzug entwickelt werden. Im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes ist mit dem ist ein erster Teilabschnitt als öffentliche Grünfläche enthalten. 
 

III BEGRÜNDUNG DER WESENTLICHEN FESTSETZUNGEN 
 
Die Ziele des Bebauungsplans, die im Abschnitt I.1 formuliert werden, sollen mit folgenden 
Festsetzungen erreicht werden: 
 
1. Art der baulichen Nutzung 
 
Die Baugebiete in diesem Bebauungsplan werden überwiegend als "Mischgebiete" (MI) fest-
gesetzt. Der Bereich der südlichen Straßenseite der "Ummendorfer Str." und der Bereich 
zwischen "Ummendorfer Str.", "Kleiner Gang" und "Hermsdorfer Str.", ohne die Bebauung an 
der "Hannoverschen Str.", werden als "Allgemeines Wohngebiet" (WA) ausgewiesen. Die 
Festsetzungen entsprechen damit dem vorhandenen Charakter im Bebauungsplangebiet. 
Die bestehenden Nutzungen bleiben also weiterhin zulässig und entwicklungsfähig. 
 
In den WA- und MI-Gebieten werden Tankstellen generell nicht zugelassen. Weiter werden 
in den MI-Gebieten Vergnügungsstätten generell nicht zugelassen, weil von ihnen eine Be-
einträchtigung der in diesem Gebiet überwiegenden Wohnnutzung ausgeht. 
 
Um die kleinteilige städtebauliche Struktur zu erhalten, wird festgesetzt, daß in den MI-
Gebieten Einzelhandelsgeschäfte nur bis zu einer Verkaufsfläche von maximal 400 m² zu 
lässig sind. Die Hauptversorgungsfunktion für Diesdorf mit Waren des täglichen Bedarfes 
übernimmt das Nahversorgungszentrum in der Straße Alt Diesdorf. Da in den WA-Gebieten 
ohnehin nur solche Läden zulässig sind, die der Versorgung des Gebietes dienen, bedarf es 
hier keiner weiteren Festsetzung. 
 
Die Fläche der Schule wird als Fläche für den Gemeinbedarf mit der Spezifizierung "Schule" 
festgesetzt. 
 
2. Maß der baulichen Nutzung 
 
Die vorhandene Bebauung im Plangebiet weist bis auf ganz wenige Ausnahmen von dreige-
schossigen Gebäuden und der viergeschossigen Schule höchstens zwei Vollgeschosse auf. 
Aus diesem Grund wird im Plangebiet die Zahl der zulässigen Vollgeschosse auf "zwei" fest-
gelegt. Nur die Schule darf bis zu vier und die Bebauung auf der Westseite der Straße 
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"Kümmelsberg" und auf den städtebaulich herausragenden Flächen beiderseits der Einmün-
dung der "Ummendorfer Str." in die "Hannoversche Str." dürfen bis zu drei Vollgeschosse 
haben, wobei auf diesen beiden städtebaulich wichtigen Flächen mindestens zwei Vollge-
schosse verlangt werden. 
 
Die anderen dreigeschossigen Gebäude genießen zwar Bestandsschutz, aber eine Ausdeh-
nung der Dreigeschossigkeit im Plangebiet ist nicht erwünscht, da damit eine negative Ver-
änderung der städtebaulichen Struktur einherginge. 
 
Die Festsetzung der Obergrenze der Grundflächenzahl (GRZ) auf 0,6 für alle Mischgebiete 
und 0,4 für WA-Gebiete entspricht der nach BauNVO höchstzulässigen Grundstücksausnut-
zung und orientiert sich an der heute vorhandenen Dichte, die bei kleinen Grundstücken so-
gar darüber liegt und Bestandsschutz genießt. Ein MI-Gebiet, das abseits der Hauptver-
kehrsachsen liegt und sogar durch WA-Gebiete von ihnen getrennt ist, erhält die Festset-
zungen der benachbarten WA-Gebiete. 
 
In den MI-Gebieten ist die Obergrenze der Geschoßflächenzahl (GFZ) in Abhängigkeit von 
der jeweils zulässigen Zahl der Vollgeschosse gestaffelt: Bei maximal zwei Vollgeschossen 
beträgt sie 1,0 und bei maximal drei Vollgeschossen beträgt sie 1,2 und schöpft dann auch 
das Höchstmaß der BauNVO aus.  
 
Für das WA-Gebiet ist einheitlich eine GRZ von 0,4 und eine Höchstzahl von zwei Vollge-
schossen festgesetzt. Die GFZ beträgt daher ebenfalls einheitlich 0,8. 
 
Im gesamten Plangebiet sind Ausnahmen bei der Überschreitung der zulässigen Grundflä-
che baulicher Anlagen im Sinne von §19 (4) BauNVO nur für Grundstücke mit höchstens 500 
m² zulässig, wenn dort der Fugenanteil der versiegelten Flächen mindestens 20 % beträgt 
oder die Flächen als Schotterrasen bzw. wassergebundene Decke ausgebildet werden. Dies 
soll dazu beitragen, daß der Grad der Bodenversiegelung im erträglichen Rahmen bleibt und 
die städtebauliche Struktur mit den privaten Grünzonen erhalten wird. 
 
3. Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 
 
Da der städtebauliche Charakter im Plangebiet durch die vorhandene, sehr gemischte Bau-
weise mit offenen und geschlossenen Abschnitten große Unregelmäßigkeiten aufweist, trifft 
der Bebauungsplan hierzu keine Festsetzungen, um hier im Rahmen der Bauordnung wei-
terhin beide Möglichkeiten zuzulassen. 
 
In mehreren Bereichen werden Baugrenzen festgesetzt, die die Grundstücke so unterteilen, 
daß der zur Straße orientierte Teil bebaubar ist, und der rückwärtige Teil von Bebauung frei-
zuhalten ist. Diese Festsetzung dient der Sicherung der privaten, gärtnerisch genutzten Blo-
ckinnenbereiche, die als wichtiger Bestandteil der städtebaulichen und ökologischen Struktur 
des gesamten Stadtteils Diesdorf erhaltenswert sind. 
 
Da die Schrote im Anhang zum WG LSA als Gewässer I. Ordnung eingestuft worden ist, sind 
Gewässerschonstreifen vorzusehen. Deshalb wird dort, wo ein Baugebiet direkt an die 
Schrote grenzt (Im Gegensatz zu dem Bereich ”Hemsdorfer Straße”, wo die Verkehrsfläche 
bis an die Schrote heranreicht.) eine Baugrenze im Abstand von 10 m zur Böschungsober-
kante festgesetzt. Ob möglicherweise die vom WG LSA geforderten 10 m einzuhalten sind  
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oder ob die nach § 14 BauNVO zulässigen Ausnahmen auch nach dem WG LSA zulässig 
sein sollen, ist jeweils im Baugenehmigungsverfahren zu prüfen. 
 
4. Planfeststellungsersetztende Festsetzungen 
 
Wie unter I 2 angeführt wurde die Trassenvariante 1 als Grundlage für das Bebauungsplan-
verfahren gewählt. Für die Trassenvariante 1 wurden verschiedene Ausbauvarianten unter-
sucht (Ingenieurbüro Buschmann, Juni 2007). 
 
Ausbauvarianten zur Trassenvariante 1 
 
Erläuterung der Ausbauvarianten 
 
Variante 1-1 (vorhandener Ausbau) 
 
Mit Variante 1–1 ist gekennzeichnet durch: 

- 2-gleisige Streckenverlängerung in der Ummendorfer Straße. 
Der Gleisbereich wird vom übrigen Fahrzeugverkehr mit befahren. 

- Ausbau der Straßenbahnwendeschleife mit Überholgleis am westlichen Bebau-
ungsrand mit barrierefreiem Aus- und Einstieg, Wendemöglichkeit und Haltestellenbe-
dienung für den Busverkehr bei wesentlich besserer Verkehrserschließung von Diesdorf 

- Abstellmöglichkeiten für PKW und Fahrräder und Neubau einer Personaltoilette in 
bzw. an der Wendeschleife 

- Barrierefreie Straßenbahnhaltestellen in der Ummendorfer Straße, die auch von 
der Buslinie 59 mit bedient werden 

- Günstige Betriebsführung für den Straßenbahn- und Busverkehr ohne Behinde-
rungen durch den Kfz-Verkehr 

- Leistungsfähiger Ausbau der Knotenpunkte Hannoversche Straße/Ummendorfer 
Straße und Große Diesdorfer Straße/Diesdorfer Graseweg einschließlich LSA-Regelung 
und Neugestaltung der Rad- und Gehwege 

- Hohe Leistungsfähigkeit für den Kfz-Verkehr in der Hannoverschen Straße (Aus-
bau von 3 Kfz-Fahrstreifen) 

- Direkte Verknüpfung der Straßenbahn- und Bushaltestellen der Linie 59 in der 
Ummendorfer Straße 

 
 
Variante 1 – 2 (eingleisiger Straßenbahnbetrieb) 
 
In Variante 1-2 wird in der Ummendorfer Straße nur ein Gleis in Straßenmitte vorgesehen, 
das von beiden Fahrtrichtungen genutzt wird. Auf Grund der vielen vorhandenen Grund-
stückszufahrten kann der Gleisbereich nicht als besonderer Bahnkörper ausgebildet werden, 
sondern ist mit Markierungen von den benachbarten Kfz-Fahrstreifen abzutrennen. Neben 
dem Gleisbereich wird für jede Richtung ein 3,00m breiter Kfz-Fahrstreifen angelegt. Da-
durch wird ein konfliktfreies Begegnen von Straßenbahn- und Kfz-Verkehr in der Ummendor-
fer Straße möglich. 
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Barrierefreie Haltestellen für die Straßenbahn können in der Ummendorfer Straße beim ein-
gleisigen Betrieb aus folgenden Gründen nicht eingerichtet werden: 

1. Das Vorziehen und Erhöhen des Gehwegbordes bis an den Gleisbereich (Kaplösung) 
würde bedeuten, dass auf dem eingleisigen Gleiskörper im Haltestellenbereich ständig 
Konflikte zwischen Kfz-Verkehr und Straßenbahnverkehr der beiden Fahrtrichtungen 
entstehen würden. Diese Verkehrslösung ist aus Gründen der Verkehrssicherheit nicht 
vertretbar. Hinzu kommt, dass bei einem normgerechten barrierefreien Einstieg die Hal-
testellenkante 1,23m von der Gleismitte liegt. Bei gegenüberliegenden bzw. schräg ge-
genüberliegenden Haltestellen beträgt der Abstand zwischen beiden Haltestellenkanten 
2x1,23m=2,46m. Diese Breite ist für die Bus- und LKW-Durchfahrt zu gering (Mindest-
breite 3,00 bzw. 2,75m) 

2. Der Einbau von Haltestelleninseln kommt wegen der geringen Straßenraumbreite 
nicht in Betracht. 

3. Das Anheben des Kfz-Fahrstreifens zum Gleisbereich für einen barrierefreien Ein-
stieg (überfahrbare Haltestellenkaps wie z. B. in der Harnackstraße realisiert) kann we-
gen der notwendigen Anrampungslängen der Fahrbahn und der Lage der Grundstücks-
zufahrten nicht realisiert werden. Möglich wäre nur die Ausbildung eines barrierefreien 
Einstiegs auf einer Länge von 10m, was aus Sicherheitsgründen für den Ein- und Aus-
stieg der Fahrgäste nicht zulässig ist. 

 
Zur Gewährleistung der Erschließung des Bereiches um die Große Diesdorfer Stra-
ße/Hannoversche Straße über barrierefreie Haltestellen müssen in Variante 1-2 Haltestellen-
inseln in der Großen Diesdorfer Straße ausgebaut werden. Damit sind Eingriffe in den 
Baumbestand notwendig und für die Mellinstrasse ist als Sackgasse eine Verkehrsein-
schränkung durch nur Rechtsabbiegeverkehr aus bzw. in die Große Diesdorfer Straße not-
wendig. 

 

Die Verkehrslösung der Variante 1-2 ist gekennzeichnet durch: 

- Eingleisige Streckenverlängerung in der Ummendorfer Straße. 
Neben dem Gleisbereich wird jeweils ein Kfz-Fahrstreifen ausgebaut 

- Ausbau der Straßenbahnwendeschleife wie in Variante 1-1 

- Barrierefreier Ausbau von Straßenbahnhaltestellen in der Großen Diesdorfer 
Straße anstelle in der Ummendorfer Straße 

- Verknüpfung der Straßenbahn mit der Buslinie 59 nur an der Wendeschleife 

- Wartezeiten für den Straßenbahnverkehr vor dem eingleisigen Streckenabschnitt 

- Hohe Leistungsfähigkeit und Ausbauqualität in der Hannoverschen Straße und an 
den Knotenpunkten Hannoversche Straße/Ummendorfer Straße und Große Diesdorfer 
Straße/Diesdorfer Graseweg wie in Variante 1-1 

- Verkehrseinschränkungen für die Ein- und Ausfahrt in die bzw. aus der Mellinstra-
ße durch Ausbau der Haltestelleninseln 
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Variante 1 – 3 (Gleisdreieck) 
 
In Variante 1-3 wird die Wendemöglichkeit über das alte Gleisdreieck beibehalten, wobei der 
Fahrgastaus- und –einstieg barrierefrei ausgebaut werden soll (s. Unterlage 4, Bl. 3). 

Die alten Gleislagen werden in Variante 1-3 in der Ummendorfer Straße beibehalten. In der 
Hannoverschen Straße ist das Gleis gegenüber dem alten Zustand weiter nach Osten zu 
verlegen, um einen barrierefreien Ausstieg der Fahrgäste zu gewährleisten und den Kfz-
Verkehr konfliktfrei an der Ausstiegshaltestelle vorbeizuführen. Von der Ausstiegshaltestelle 
fährt die Straßenbahn rückwärts in die Ummendorfer Straße. Die Rückwärtsfahrt wird durch 
Lichtsignalanlagen im Knotenpunktbereich Hannoversche Straße/Ummendorfer Straße gesi-
chert. In der Ummendorfer Straße kann bei der eingleisigen Lage des Gleises wie in Variante 
1-2 keine barrierefreie Einstiegshaltestelle ausgebaut werden (s. Erläuterungen Pkt. 3.2.1.2). 
Das ist für die stadteinwärtige Richtung nur in der Großen Diesdorfer Straße durch Einbau 
einer Haltestelleninsel möglich. Damit verbunden sind die bereits erläuterten Eingriffe in den 
Baumbestand der Großen Diesdorfer Straße und die Verkehrseinschränkungen für die Zu- 
und Ausfahrt in die bzw. aus der Mellinstrasse nur noch als Rechtsabbieger. 

 

Die Verkehrslösung der Variante 1-3 ist gekennzeichnet durch: 

- Wenden der Straßenbahnzüge wie vor 1999 über ein Gleisdreieck allerdings mit barrie-
refreiem Ausstieg in der Hannoverschen Straße und Verbesserung der Sicherung des 
Straßenbahnzurücksetzens mit neuer Technik der Signalregelung 

- Schlechte Erschließung großer Teile Diesdorfs durch die Straßenbahn 

- Die barrierefreie Einstiegshaltestelle kann nur in der Großen Diesdorfer Straße einge-
richtet werden, wodurch sich die Erschließungsbedingungen für Diesdorf gegenüber 
dem Altzustand noch verschlechtern 

- Der Straßenbahnbetrieb wird gegenüber dem Betrieb mit einer Wendeschleife mit Über-
holgleis verschlechtert durch eingeschränkte Möglichkeiten zum Ausgleich von Fahr-
planabweichungen und geringerer Verkehrssicherheit bei Ausfall der Signaltechnik 

- Minderungen der Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes Hannoversche Straße/ Ummen-
dorfer Straße durch nur einen Fahrstreifen in der Hannoverschen Straße Zufahrt Nord 
und zusätzliche Phasen der Ampelregelung durch die Straßenbahnein- und –ausfahrten 
in die bzw. aus der Hannoverschen Straße 

Dazu wurde die Verkehrsqualität des Knotenpunktes Hannoversche Straße/ Ummendor-
fer Straße für die Variante 1-3 für die vorhandene Verkehrsbelegung (Zählwerte vom 
06.03.2006 s. Anlage 1.1–1.3) nach dem Handbuch für die Bemessung von Straßenver-
kehrsanlagen (HBS 2001) berechnet (s. Anlage 3.1). Die Verkehrsqualität entspricht nur 
der Qualitätsstufe F und ist damit nicht ausreichend. Mit der Qualitätsstufe F ist eine Ü-
berlastung der Verkehrsanlage mit Stau und extrem langen Wartezeiten gekennzeichnet 
(s. Anlage 3.2). Nach den Prognosewerten für 2015 (s. Anlage 2) wird in der Hannover-
schen Straße der Verkehr gegenüber 2006 weiter zunehmen und die Überlastung des 
Knotenpunktes würde noch steigen. 

- Verkehrseinschränkungen für die Ein- und Ausfahrt in bzw. aus der Mellinstrasse durch 
Ausbau der stadteinwärtigen Haltestelleninsel 

- Eine direkte Verknüpfung der Straßenbahnhaltestellen mit der Buslinie 59 ist nicht mög-
lich. 
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Umweltverträglichkeit der Ausbauvarianten 
 
Lärm- und Schadstoffe 
 
Variante 1-1 

Für den Neubau der Wendeschleife der Straßenbahntrasse Diesdorf und den Umbau der 
vorhandenen Gleisanlage in der Ummendorfer Straße in Magdeburg wurden im Rahmen der 
Lärmvorsorge schalltechnische Untersuchungen nach der 16. BimSchV durchgeführt. 

Demnach ist für eine Vielzahl der Gebäude in der Ummendorfer Straße und dem Gebäude 
Hannoversche Straße 1 eine Überschreitung der Immissionsgrenzwerte der 16. BimSchV für 
das Wohngebiet gegeben. 

 

Anzahl der Gebäude mit Überschreitung der Immissionsgrenz-
werte 

Anzahl der Anliegergebäude im 
Einflussbereich der neuen Stra-

ßenbahntrasse Tag Nacht 

36 8 22 

 

Die Anzahl der Gebäude mit Grenzwertüberschreitung ist in der Tabelle der Gesamtanzahl 
der betroffenen Gebäude gegenübergestellt. Es zeigt sich also, dass im Falle der Variante 1-
1 bei einer zulässigen Geschwindigkeit von 30 km/h die zulässigen Immissionsgrenzwerte 
der 16. BimSchV in erheblichem Umfang überschritten werden. 

 
Variante 1-2 

Bei dieser Variante ist hinsichtlich der Schallimmissionen davon auszugehen, dass die An-
zahl der Gebäude der Ummendorfer Straße, an denen der Immissionsgrenzwert der  
16. BImSchV für das Wohngebiet überschritten wird, in etwa der der Variante 1-1 entspricht. 

Die neue Weichenanlage vor dem Gebäude Ummendorfer Straße 15 ist für eine Betrachtung 
der Luftschallimmissionen nach 16. BImSchV nicht relevant. Sie führt aber zu impulshaltigen 
Geräuschen beim Überfahren der Herzstücklücke, die von den Anwohnern besonders beläs-
tigend wahrgenommen werden. Insofern ist die Variante 1-2 als immissionstechnisch un-
günstig einzustufen. 

 

Variante 1-3 

Im Falle der Variante 1-3 ist lediglich von einer Umbaumaßnahme auszugehen. Insofern ist 
entsprechend den Bestimmungen der 16. BImSchV zu prüfen, ob eine wesentliche Änderung 
vorliegt. Dies ist im Hinblick auf die Beibehaltung der Gleisachsen in der Ummendorfer Stra-
ße nicht gegeben. In der Hannoverschen Straße wird die Gleisachse nach Osten verschoben 
und die Gleislänge verkürzt. Es wird keine Pegelanhebung um 3 dB(A) bewirkt. Aufgrund der 
in der Wendeschleife zu fahrenden geringen Geschwindigkeiten ist eine Überschreitung der 
Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV für das Wohngebiet nicht zu erwarten. Auch hier gilt 
grundsätzlich, dass die Anordnung von Weichenanlagen immissionstechnisch ungünstig ist. 
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Die Änderung der Gleisanlage in der Hannoverschen Straße führt zu einer Verschiebung der 
Straßenachsen in diesem Bereich. Dies ist als erheblicher baulicher Eingriff anzusehen. In 
der Hannoverschen Straße werden vom Straßenverkehr Beurteilungspegel größer 70 dB(A) 
am Tag und größer 60 dB(A) in der Nacht verursacht. Daher bewirkt die am Gebäude Han-
noversche Straße 1 eintretende Pegelzunahme eine wesentliche Änderung im Sinne der 16. 
BImSchV. Die Zunahme ist im Hinblick auf die gesundheitsgefährdenden Pegel als kritisch 
anzusehen. 

Die Schadstoffbelastung im Untersuchungsbereich resultiert vor allem aus dem Kfz-Verkehr. 
Stau und längere Wartezeiten für den Kfz-Verkehr durch die gegenseitige Behinderung zwi-
schen dem Straßenbahnverkehr und dem Kfz-Verkehr verursachen am Knotenpunkt Hanno-
versche Straße / Ummendorfer Straße stärkere Schadstoffbelastungen. Die Kfz-
Verkehrsmengen werden gegenüber dem Altzustand durch die Variante nicht verändert. Die 
Ausbauvarianten haben auf die Schadstoffbelastung folgende Wirkung: 

1. Die Ausbauvarianten 1-1 und 1-2 weisen eine wesentlich höhere Leistungsfähigkeit des 
Knotenpunktes Hannoversche Straße/Ummendorfer Straße gegenüber dem Altzustand 
auf. Das ist begründet im Rückbau des Straßenbahngleises in der Hannoverschen Stra-
ße und damit der Ausbaumöglichkeit von drei Fahrstreifen für den Kfz-Verkehr und dem 
Wegfall der Behinderung des Kfz-Verkehrs durch den Fahrgastausstieg in der Hanno-
verschen Straße. 

2. Die Ausbauvariante 1-3 weist eine deutlich geringere Leistungsfähigkeit des Knoten-
punktes Hannoversche Straße/Ummendorfer Straße auf durch eine nur zweistreifige 
Ausbaumöglichkeit der Hannoverschen Straße. Gegenüber dem Altzustand werden die 
Behinderungen durch den Fahrgastausstieg vermieden. 
Der Kfz-Rückstau verursacht eine hohe Schadstoffbelastung. 

 
 
Belastungen durch Erschütterungen 
 
Durch den Straßenbahnverkehr werden Schwingungsimmissionen in den Baugrund und in 
die Nachbarbebauung eingetragen, die abhängig sind: 

 
- von der Oberbauart des Gleisbereiches 
- von der Fahrgeschwindigkeit der Straßenbahn 
- von der Wartung der Gleisanlage 
- vom Abstand der Bebauung zur Gleistrasse. 
 
Weitere örtliche Einflüsse ergeben sich aus dem Baugrund und der Baukonstruktion der 
Nachbarbebauung. 

 

Auf der Grundlage der Messungen nach dem Ausbau gemäß Ausbauvariante 1-1 werden 
vom Ingenieurbüro Uderstädt und Partner die Ausbauvarianten hinsichtlich der Schwingungs-
immission wie folgt beurteilt (Schwingungs- und schalltechnische Untersuchung im Rahmen 
der Variantenbetrachtung, Juni 2007): 
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Variante 1-1 

Da diese Variante bereits in Form des Baus der neuen Gleistrasse umgesetzt wurde, war es 
möglich, entsprechende Messungen durchzuführen. Die Ergebnisse dieser Messung lassen 
sich mit den Anhaltswerten bzw. Orientierungswerten für die zulässige Schwingungsimmissi-
on vergleichen. Die Ergebnisse dieses Vergleiches sind in folgender Tabelle zusammenge-
fasst: 

 

Immissionsart 
Anzahl der erfass-

ten Gebäu-
de/Räume 

Anzahl der Gebäude/Räume 
mit Überschreitungen der 

Anhalts-/Orientierungswerte 

Erschütterungen 4 / 17 1 / 1 

Körperschall Schalldruck (sekundärer Luftschall) 4 / 8 4 / 6 

Es zeigt sich also, dass im Falle der Variante 1-1 unter Verwendung des Standardoberbaus 
bei einer zulässigen Geschwindigkeit von 30 km/h die Anhalts- und Orientierungswerte zur 
Beurteilung von Schwingungsimmissionen überschritten werden. Insofern ist nicht auszu-
schließen, dass der Betrieb der Straßenbahn zu schädlichen Umwelteinwirkungen führen 
kann.  
 
Variante 1-2  

Durch die eingleisige Trassenführung in der Mitte der Ummendorfer Straße rückt das Gleis 
im Vergleich zur Variante 1-1 um 1,50m von den Gebäuden ab. Insofern sind unter ansons-
ten gleichen Vorraussetzungen teilweise geringere Schwingungsimmissionen in den Anlie-
gergebäuden zu erwarten. Insgesamt gesehen ist nach wie vor davon auszugehen, dass der 
Orientierungswert ''Körperschall“ in allen untersuchten Gebäuden der Ummendorfer Straße 
überschritten wird. In Variante 1-2 ist die Anordnung einer Weichenanlage im Einmündungs-
bereich Hannoversche Straße/Ummendorfer Straße an einer Stelle, an der sich bisher keine 
Weiche befand, erforderlich. Dies führt zu einer erheblichen Zunahme der Schwingungsim-
missionen in den benachbarten Anliegergebäuden. Insbesondere ist das Gebäude Ummen-
dorfer Straße 15 betroffen. Der Abstand zur Herzstücklücke der Weiche beträgt ca. 20 m, so 
dass eine Überschreitung der Anhalts- und Orientierungswerte für Schwingungsimmissionen 
in diesem Gebäude zu erwarten ist. Gleiches gilt für das Gebäude Ummendorfer Straße 16, 
welches allerdings im Altzustand schon im Einflussbereich einer Weichenanlage lag. Insge-
samt gesehen sind auch bei Realisierung dieser Variante schädliche Umwelteinwirkungen in 
Form von Schwingungsimmissionen aus dem Straßenbahnbetrieb zu erwarten. 
 
Variante 1-3 

Bei dieser Variante wird die bisherige Wendeanlage lediglich erneuert und hinsichtlich der 
Lage im Straßenraum optimiert. Im hinteren Bereich der Ummendorfer Straße findet kein 
Straßenbahnbetrieb statt. Allerdings verkehrt die Straßenbahn weiterhin in der Hannover-
schen Straße. Es ist davon auszugehen, dass in den Gebäuden Ummendorfer Straße 16 + 
17 sowie den Gebäuden Hannoversche Straße 12 + 14 Überschreitungen der Anhalts- und 
Orientierungswerte für Schwingungsimmissionen im Altzustand und bei Realisierung der Va-
riante 1-3 auftreten. Am Gebäude Hannoversche Straße 1 ist ebenfalls mit entsprechenden 
Überschreitungen zu rechnen. Insofern führt auch bei dieser Variante der Betrieb der Stra-
ßenbahn zu schädlichen Umwelteinwirkungen. 
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Eingriffe in Natur und Umwelt 
 
Die Umweltverträglichkeitsstudie für die Wendeschleife Diesdorf aus dem Jahre 2002 wird 
durch einen Variantenvergleich bezogen auf die Ausbauvariante 1-1, 1-2 und 1-3 durch das 
Landschaftsarchitekturbüro Westhus ergänzt. 
 

Im Ergebnis der Untersuchung der Schutzgüter und der Beurteilungskriterien ergibt sich fol-
gende Bewertung: 

 
Mit der Variante 1–1 sind insbesondere mit dem Ausbau der Wendeschleife erhebliche Ein-
griffe in Natur- und Umwelt verbunden. Bezogen auf die zu erwartenden erheblichen Beein-
trächtigungen, steht diese Variante zwischen den beiden anderen Varianten. Das bedeutet, 
die Variante 1-1 ist bezogen auf die Auswirkungen auf den Naturhaushalt ungünstiger als die 
Variante 1-3, aber sie ist insgesamt mit weniger Eingriffen/ Beeinträchtigungen als die Vari-
ante 1-2 verbunden. 
 
Mit der Variante 1–2 sind die erheblichsten Eingriffe verbunden (größte neuversiegelte Flä-
che und der höchste Verlust an Lebensräumen und Strukturen, Bäumen). 
Damit stellt diese Variante, bezogen auf den Natur- und Umweltschutz, die ungünstigste 
Lösung dar. 
 
Mit der Variante 1–3 sind die geringsten Eingriffe in den Naturhaushalt verbunden (geringste 
Neuversiegelung und Verlust an Lebensräumen). Damit stellt diese Variante, bezogen auf 
den Natur- und Umweltschutz, die günstigste Lösung dar. 
Ein Problem ist, dass die hohen Emissionen durch den Straßenverkehr am Knoten mit dieser 
Variante nicht reduziert werden. 
 
 
Wirtschaftlichkeit der Ausbauvarianten 
 
Investitionskosten 
Die drei Ausbauvarianten unterscheiden sich hinsichtlich der Investitionskosten für den Aus-
bau der Gleisanlagen, der Haltestellen bzw. der Wendeschleife, der Bahnstromversorgungs-
anlagen und übrigen technischen Ausrüstung, der notwendigen Veränderungen der Fahr-
bahnen, Geh- und Radwege und der Schutz- und Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für die 
Umwelt. 
Für die Ausbauvariante 1-1 liegen die tatsächlichen Investitionskosten vor in Höhe von netto 
3,819 Mio. €. 
Für die Ausbauvarianten 1-2 und 1-3 werden die Investitionskosten geschätzt über den Min-
der- bzw. Mehraufwand gegenüber der Variante 1-1(s. Unterlage 7.1 u. 7.2). Anzumerken ist, 
dass die absoluten Kosten von 1999/2000 durch Preisentwicklungen nicht mehr dem aktuel-
len Preisniveau entsprechen. Für den Vergleich der Investitionskosten der Ausbauvarianten 
ist die Kostendifferenz jedoch hinreichend aussagekräftig. 
Aus der Kostenfeststellung der MVB für die Variante 1-1 und den Kostendifferenzschätzun-
gen für die Varianten 1-2 und 1-3 (s. Unterlage 7) ergibt sich folgendes Bild: 
 
 Variante 1-1 Variante 1-2 Variante 1-3 

Investitionskosten 3,819 Mio. € 3,961 Mio. € 1,314 Mio. € 

 



Bebauungsplan Nr. 367-1 „Straßenbau Diesdorf“ Satzung: Stand Juni 2009 
 

 16  

Erwartungsgemäß hätte Variante 1-3 die geringsten Investitionskosten verursacht. Variante 
1-2 ist kostenmäßig ungünstiger als Variante 1-1 trotz des nur eingleisigen Ausbaus der 
Gleisanlage in der Ummendorfer Straße durch 

- zwei zusätzliche Weichen 
- zwei erforderliche Haltestelleninseln in der Großen Diesdorfer Straße 
- einer zusätzlichen Sicherungsanlage für den eingleisigen Streckenbetrieb. 
 
 
Betriebskosten und Unterhaltungsaufwand 
Die Auswirkungen der Ausbauvarianten auf die Betriebs- und Unterhaltungskosten werden 
im Rahmen dieser Untersuchung nur grob abgeschätzt. 
Die Betriebs- und Unterhaltungskosten sind für die MVB vor allem von folgenden Bedingun-
gen abhängig: 
 
Bedingungen / Faktoren Variante 1-1 Variante 1-2 Variante 1-3 

Gleislänge, m 1390 1090 604 

Weichen, Stk. 2 4 2 

Sicherungsanlage eingleisiger Betrieb - 1 - 

 
 
Variantenvergleich der Ausbauvarianten 
 
Die Ausbauvarianten werden hinsichtlich folgender Kriterien untersucht und bewertet: 
 
1. Erschließungseffekt 

2. Betriebsführung des Straßenbahnverkehrs 

3. Auswirkungen auf den Kfz-Verkehr 

4. Lärmbelastung der Anwohner 

5. Belastungen durch Erschütterungen 

6. Eingriffe in Natur und Landschaft 

7. Investitionskosten 

8. Betriebskosten und Unterhaltungsaufwand 
 
Dem günstigsten Wert des Kriteriums wird der Rang 1 und dem ungünstigsten Wert der 
Rang 3 zugeordnet. 

 

1. Erschließungseffekt 

 Die Ausbauvarianten 1-1 und 1-2 haben annähernd den gleichen Erschließungseffekt. 
Mit beiden Varianten wird die Ortslage Diesdorf durch die neue Endstelle wesentlich 
besser erschlossen als in Variante 1-3: 

 
Ausbauvariante EW im 400m Erschließungsbereich der Straßenbahn Rang 

1 – 1 1500 1 

1 – 2 1500 1 
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1 – 3   950 3 

 
2. Betriebsführung der Straßenbahn 

 Für die Betriebsführung der Straßenbahn bietet die Variante 1-1 die günstigsten Bedin-
gungen. Im Vergleich zur Variante 1-3 entfällt das Rangieren der Straßenbahnzüge und 
durch das Überholgleis in der neuen Wendeschleife bestehen insbesondere beim 2-
Linienbetrieb Überholmöglichkeiten der Züge untereinander und es werden Streckenblo-
ckierungen bei dringenden Wartungen an Straßenbahnzügen vermieden. 

 In Variante 1-2 entstehen Wartezeiten durch den eingleisigen Straßenbahnverkehr und 
der Verkehr über ein Gleis erfordert eine besondere Sicherungsanlage und zwei zusätz-
liche Weichen. 

 Hinsichtlich der Betriebsführung ergibt sich damit folgende Rangbewertung der Ausbau-
varianten: 

 
Ausbauvariante Rang 

1 – 1 1 

1 – 2 2 

1 – 3 3 

 
3. Auswirkungen auf den übrigen Verkehr 

 Das Hauptproblem der Auswirkungen der Ausbauvarianten auf den übrigen Verkehr be-
steht: 

1. In der nicht ausreichenden Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes Hannoversche 
Straße/Ummendorfer Straße in der Ausbauvariante 1-3. In dieser Variante kann nur 
ein Zufahrtsfahrstreifen in der Hannoverschen Straße ausgebaut werden, was zu 
permanenten Stauerscheinungen zu den Verkehrsspitzen führt. 

2. In der Verkehrseinschränkung bei der Zufahrt und Ausfahrt in bzw. aus der Mellins-
trasse durch den nur in der Großen Diesdorfer Straße möglichen Ausbau barrierefrei-
er Haltestellen in den Ausbauvariante 1-2 und 1-3 

 Für dieses entscheidende Kriterium ergibt sich folgende Rangbewertung: 
 

Ausbauvariante Rang 

1 – 1 1 

1 – 2 2 

1 – 3 3 

 
4. Lärmbelastung der Anwohner 

Nach der Schalltechnischen Untersuchung werden bei Tempo 30 in den Varianten 1-1 
und 1-2 die zulässigen Immissionsgrenzwerte vor einigen Gebäuden in der Ummendor-
fer Straße überschritten. Dabei unterscheiden sich beide Varianten nur unwesentlich. 
Belastend für die Anwohner sind die Geräusche beim Überfahren der Weiche durch die 
Straßenbahn in Variante 1-2. 
Hinsichtlich der Lärmbelastung ergibt sich folgende Rangbewertung: 
 

Ausbauvariante Rang 
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1 – 1 1 

1 – 2 2 

1 – 3 3 

 
5. Belastungen durch Erschütterungen 

In der Schwingungstechnischen Untersuchung werden die Schwingungsimmissions-
belastungen einiger Gebäude in der Ummendorfer Straße durch den Straßenbahnver-
kehr in den Varianten 1-1 und 1-2 in etwa gleich bewertet, wobei durch die beiden zu-
sätzlichen Weichen für den eingleisigen Betrieb in Variante 1-2 zusätzlich Erschütterun-
gen verursacht werden. 
Die Variante 1-3 führt durch die Weichen ebenfalls zu Erschütterungen. Gegenüber dem 
Altzustand ergibt sich keine Verschlechterung der Belastung.  
Damit ergibt sich folgende Rangbewertung: 
 

Ausbauvariante Rang 

1 – 1 2 

1 – 2 3 

1 – 3 1 

 
6. Eingriffe in Natur und Landschaft  

Mit der Flächenversiegelung durch den Bau der Wendeschleife und Baumfällungen für 
Haltestelleninseln in der Großen Diesdorfer Straße ergibt sich folgende Rangbewertung 
der Ausbauvarianten: 
 

Ausbauvariante Rang 

1 – 1 2 

1 – 2 3 

1 – 3 1 

 
7. Investitionskosten  

Nach den Investitionskosten ergibt sich folgende Rangbewertung: 
Ausbauvariante Rang 

1 – 1 2 

1 – 2 3 

1 – 3 1 

 
8. Betriebskosten und Unterhaltungsaufwand 

Aus den unterschiedlichen Gleislängen, Weichenanzahl, und der Sicherungsanlage für 
den eingleisigen Betrieb in Variante 1-2 leitet sich folgende Rangbewertung der Be-
triebskosten und des Unterhaltungsaufwandes ab: 

 
Ausbauvariante Rang 

1 – 1 2 

1 – 2 3 
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1 – 3 1 

 
9. Gesamtbewertung 

Aus den o. g. Kriterien ergibt sich ohne Wichtung der einzelnen Kriterien folgende forma-
le Rangbewertung der Ausbauvarianten: 
 
 
 
 

Rang 
Kriterien Ausbauvariante 

1-1 
Ausbauvariante 

1-2 
Ausbauvariante 

1-3 

Erschließungseffekt 1 1 3 

Betriebsführung Straßenbahn 1 2 3 

Auswirkung auf übrigen Verkehr 1 2 3 

Lärmbelastung 1 2 3 

Belastung durch Erschütterungen 2 3 1 

Eingriffe in Natur und Landschaft 2 3 1 

Investitionskosten 2 3 1 

Betriebskosten und Unterhaltungsaufwand 2 3 1 

Summe 12 19 16 

Gesamtrang 1 3 2 

 
Die formale Gesamtbewertung weist die Ausbauvariante 1-1 als günstigste Variante aus. 

 
 
Gleiskonstruktion 
 
Vorhandener Ausbau 
Die vorhandene Gleiskonstruktion entspricht einem sog. Rahmengleis mit Rillenschienen auf 
einer Betontragplatte mit einer Stärke von 25cm. Die Lage des Gleises ist durch Ankerbolzen 
(Isolierklemmen) und bituminösen Schienenunterguss fixiert. Das Gleis ist durch bituminöse 
Trag- und Deckschichten eingedeckt und für den übrigen Fahrzeugverkehr befahrbar.  
 
Alternative Bauweisen zur Minderung der Schwingungsimmission 
In der Schwingungs- und Schalltechnischen Untersuchung wurden durch das Ingenieurbüro 
Uderstädt und Partner alternative Gleisoberbaukonstruktionen zum vorhandenen Ausbau 
untersucht. 

Für die Variante 1-1 wird als günstigste Lösung ein Kontinuierlich Elastisch gebettetes 
Schienensystem (KES) empfohlen, das eine ausreichende Schwingungsminderung bewirkt. 
Das KES wird grundsätzlich auf eine Betontragplatte unter Verwendung eines zementgebun-
denen Vergusses aufgebracht. Die Höhe des von einem Hersteller derzeit angebotenen Sys-
tems beträgt ca. 180mm zuzüglich der Vergusshöhe von ca. 30-40mm. Die bisher eingesetz-
te Rillenschiene weist ebenfalls eine Höhe von ca. 180mm zuzüglich Unterguss einer Stärke 
von ca. 30-50mm auf. Insofern wäre ein Tausch der Schienen unter Beibehaltung der vor-
handene Betonplatte möglich. 
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Für die Lieferung und den Einbau des Systems ist mit Kosten in Höhe von ca. 2.100 Euro pro 
Gleismeter zu rechnen. Weitere Kosten würden durch den Aufbruch der Straße und das 
Wiederherstellen der Straßenoberfläche entstehen. Bei diesem System ist auf Grund der 
Konstruktion die Schiene im Lieferumfang mit enthalten. Erprobt ist seit einigen Jahren das 
System z. B. unter der Bezeichnung „Flüsterschiene“ der Fa. Thyssen Krupp.  

 

Die Variante 1-2 unterscheidet sich in immissionstechnischer Hinsicht nur unwesentlich von 
der Variante 1-1. Insofern gelten die dortigen Ausführungen analog. 

Da die Wendeanlage in Variante 1-3 nur mit geringer Geschwindigkeit befahren wird, ist eine 
Beeinflussung der Immission durch die Veränderung der Fahrzeuggeschwindigkeit nicht 
möglich. 
Wegen der Weichenanlage wäre der Einbau von zwei Masse-Feder-Systemen (MFS) in 
Kombination mit dem Kontinuierlich Elastisch gebetteten Schienensystem (KES) erforderlich. 
 
 
Minderung der Schwingungs- und Schallimmission durch Reduzierung der 
Fahrzeuggeschwindigkeit 

Zur Überprüfung der schwingungsmindernden Wirkung der Fahrzeuggeschwindigkeit wurden 
Schwingungsmessungen unter Fahrzeugvorbeifahrt unterschiedlicher Geschwindigkeit in den 
untersuchten Gebäuden der Ummendorfer Straße durchgeführt. Im Bericht Nr. 10.016.02/02 
vom 11.04.03 des Ingenieurbüros Uderstädt und Partner wurden die Ergebnisse im Hinblick 
auf den Immissionsstatus beurteilt. Es zeigte sich, dass bei einer Fahrzeuggeschwindigkeit 
vF ≤ 20km/h eine ausreichende Minderung der Schwingungsimmission erreicht wird. Die Um-
stellung auf eine geringere Fahrzeuggeschwindigkeit ist grundsätzlich nicht mit Kosten ver-
bunden, solange sich nicht eine Fahrzeitverlängerung ergibt, die zur Beibehaltung des Fahr-
plantaktes den Einsatz eines zusätzlichen Fahrzeuges erfordert. Bekannt ist, dass vorgege-
bene Fahrzeuggeschwindigkeiten nicht von jedem Fahrer zu jeder Zeit eingehalten werden. 
Insofern empfiehlt sich der Einbau einer automatischen Steuerung zur Sicherstellung der 
Fahrzeuggeschwindigkeit. Die hierdurch entstehenden Kosten liegen mit Sicherheit deutlich 
unter den im Falle des Umbaus der Gleisanlage entstehenden Kosten. Die Geschwindig-
keitsreduzierung verursacht nach Aussage der Magdeburger Verkehrsbetriebe GmbH nicht 
die Notwendigkeit der zusätzlichen Fahrzeugbereitstellung, so dass keine Zusatzkosten ent-
stehen. Die Reduzierung der Fahrzeuggeschwindigkeit bewirkt ebenfalls eine Minderung der 
Schallimmissionen. Bei 20km/h tritt weiterhin größtenteils eine Überschreitung der Immissi-
onsgrenzen auf. Bei 10km/h wird der Immissionsgrenzwert „Nacht“ nur noch an 2 Gebäuden 
überschritten. Insgesamt stellt die Reduzierung der Fahrzeuggeschwindigkeit eine geeignete 
Maßnahme dar. 
 
 
Im Ergebnis der Untersuchung der Ausbauvarianten einschließlich der Untersuchungen zur 
Schall- und Schwingungsimmission sowie zur Umweltverträglichkeit lässt sich feststellen: 

 
1. Eine eingleisige Verlängerung der Gleistrasse in der Ummendorfer Straße (Ausbauva-

riante 1-2) bringt keine spürbare Verbesserung der Schall- und Schwingungsimmission 
für die Anlieger, sondern durch Geräusche bei der Weichenbefahrung eher noch punk-
tuelle Mehrbelastungen. Gegen diese Variante sprechen vor allem der nicht mögliche 
Ausbau von barrierefreien Haltestellen in der Ummendorfer Straße. Die Haltestellen 
müssten mit hohem Aufwand in der Großen Diesdorfer Straße eingeordnet werden und 
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verursachen starke Eingriffe in den Baumbestand und eine wesentliche Verschlechte-
rung der Verkehrsanbindung der Sackgasse Mellinstrasse (nur noch Rechtsein- und 
Rechtsausbiegen möglich). 

 
2. Die Beibehaltung des Wendens der Straßenbahn über ein Gleisdreieck mit Ausbau 

eines barrierefreien Fahrgastein- und –ausstiegs (Variante 1-3) wäre zwar eine kos-
tenmäßig günstige Lösung, ist aber aus Gründen einer nicht ausreichenden Leistungs-
fähigkeit des Knotens Hannoversche Straße/Ummendorfer Straße und betrieblichen 
Nachteilen für den Straßenbahnverkehr abzulehnen. Außerdem würde mit dieser Vari-
ante die Verkehrserschließung Diesdorfs durch die Straßenbahn nicht verbessert. 

 
3. Die zweigleisige Streckenverlängerung der Straßenbahn in der Ummendorfer Straße 

mit Ausbau der Wendeschleife (Ausbauvariante 1-1) ist in verkehrlicher Hinsicht für 
den Straßenbahn- und Kfz-Verkehr hinsichtlich der Eingriffe in Natur und Landschaft, 
hinsichtlich der Investitionskosten und des Betriebs- und Unterhaltungsaufwandes die 
günstigste Variante. 

 
4. Das Befahren der Ummendorfer Straße (Tempo 30-Zone) durch die Straßenbahn mit 

Tempo 30 verursacht Schall- und Schwingungsimmissionen für einige Gebäude in der 
Ummendorfer Straße, die über den Schallimmissionsgrenzwerten bzw. über den An-
halts- und Orientierungswerten der Schwingungsimmission liegen. 
Eine wirksame Minderung der Schwingungsimmission lässt sich durch eine andere 
Gleisbauweise, durch eine elastische Lagerung der Schienen erreichen. In der Schwin-
gungs- und Schalltechnischen Untersuchung wird als günstigste Lösung ein Kontinuier-
lich Elastisch gebettetes Schienensystem (KES ) empfohlen. Erprobt ist seit einigen 
Jahren z. B. das System unter der Bezeichnung „Flüsterschiene“. Das System kann auf 
die vorhandenen Betontragplatten eingebaut werden. Für den nachträglichen Einbau 
auf einer Länge von 247,20m Doppelgleis in der Ummendorfer Straße ergeben sich 
Gesamtkosten in Höhe von 1,258 Mio. € Eine Lärmminderung wird mit den elastisch 
gebetteten Systemen nicht erreicht. 

 
5. Mit einer Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit der Straßenbahn auf maximal 20 km/h 

wird eine ausreichende Minderung der Schwingungsimmission in der Ummendorfer 
Straße erreicht und bei ≤ 10 km/h wird der Schallimmissionsgrenzwert „Nacht“ nur noch 
an 2 Gebäuden überschritten. Damit bewirkt die Geschwindigkeitsreduzierung auf ma-
ximal 10 km/h den größten Effekt für die Minderung der Schall- und Schwingungsim-
mission in der Ummendorfer Straße. 

 
Die Ausbauvariante 1-1 wird deshalb im Hinblick auf eine effektive, wirtschaftlich vertretbare 
und mit vergleichbar geringen Umweltauswirkungen verbundene Lösung den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes zugrunde gelegt. 
 
Eines der wesentlichen Ziele des Bebauungsplanes ist die Ersetzung eines für die Errichtung 
der Straßenbahnwendeanlage im Sinne des § 28 (1) PbefG ansonsten erforderlichen Plan-
feststellungsverfahrens.  
Gemäß § 28 (3) PbefG ersetzen Bebauungspläne die Planfeststellung nach Absatz 1, sofern 
darin Betriebsanlagen für Straßenbahnanlagen ausgewiesen wurden.  
Um diesem Anspruch gerecht zu werden, wurden alle im Zusammenhang mit der Straßen-
bahnwendeanlage geplanten Elemente im Bebauungsplan hinsichtlich ihrer Art und Lage 
konkret festgesetzt.  
Dies sind im Bereich der Wendeschleife: 
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- ein eingeschossiges Gebäude, welches der Aufnahme eines Wartebereiches und eines 

öffentlichen WC´s dient, 
- ein Kfz-Parkplatz für die Benutzer der Straßenbahn, 
- die vorgesehenen Haltebereiche der Straßenbahn 
- sowie ein überdachter Fahrradständer.  
 
Weiterhin werden der Querschnitt und der Aufbau der Verkehrsanlagen gemäß § 28 (3) 
PBefG verbindlich ausgewiesen. Zur Minderung von schädlichen Umwelteinflüssen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) - hier Erschütterungen und Geräusche 
durch Straßenbahnverkehr – wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 Fall 3 BauGB eine automatische 
Geschwindigkeitsbegrenzung festgesetzt. 
 
Sie besteht aus zwei versetzt im östlichen Bereich der Ummendorfer Straße angeordneten 
Infrarotbaken (Sender), die der einfahrenden Straßenbahn elektronisch den Befehl zur Be-
grenzung der Geschwindigkeit erteilen und diesen Befehl bei Ausfahrt in die Große Diesdor-
fer Straße wieder aufheben. Die Straßenbahnwagen verfügen über Infrarotempfänger die die 
jeweiligen Fahrbefehle der Sender aufnehmen und automatisch ausführen, so dass die kon-
stante Einhaltung der Geschwindigkeitsbegrenzung garantiert ist. 
 
Zur weiteren Reduzierung der durch den Straßenbahnbetrieb entstehenden Emissionen, sind 
die Gleisanlage und die Straßenbahnen gemäss dem Stand der Technik zu warten. 
 
Die Straßenbahnwendeanlage wurde so hergestellt, dass sie als gleichzeitig als Wendeanla-
ge für Omnibusse geeignet ist. 
 
Im Bereich der Ummendorfer Straße wurden alle erforderlichen Gleisanlagen sowie die Hal-
tebereiche und, auf der Südseite der ”Ummendorfer Straße”, ein Wartehaus festgesetzt.  
 
5. sonstige Verkehrsflächen 
 
Ein weiteres vordringliches Ziel dieses Bebauungsplans ist die Neuordnung der Verkehrsflä-
chen im Zusammenhang mit dem Ausbau des "Diesdorfer Knotens". Für die Einmündung 
des "Diesdorfer Graseweges" in die "Große Diesdorfer Str." ist der Abbruch einiger Garagen 
notwendig. 
 
Das vorhandene Netz der Fuß- und Radwege soll erhalten werden. Die vorhandenen Fuß- 
und Radwege "Großer Gang" und "Kleiner Gang" werden daher als solche gesichert. 
 
Als weitere Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung wird eine Zufahrt von der "Um-
mendorfer Str." zu einer südlich des Plangebiets liegenden Kleingartenanlage 
neu festgesetzt. 
 
6. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
 
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zugunsten der Öffentlichkeit werden an drei Stellen auf der 
Ostseite der Straße "Kümmelsberg" eingeräumt. 
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In zwei Fällen dienen die Geh-, Fahr- und Leitungsrechte der Erschließung von Kleingärten, 
in einem Fall einem Privatgrundstück. Außerdem wird eine Fläche von der Sackgasse "Burg-
straße" zur öffentlichen Grünfläche nördlich der Schrote mit Geh- Fahr- und Leitungsrechten 
festgesetzt, so dass mit diesem Weg eine Verbindung zur "Hannoverschen Straße" entsteht. 
 
Da ansonsten alle Grundstücke direkt an öffentliche Verkehrsflächen angrenzen, kann die 
Ver- und Entsorgung über diese Flächen erfolgen. Weitere Festsetzungen sind daher nicht 
notwendig. 
 
 
7. Wasserflächen, Grünflächen und Pflanzbindungen 
 
Als Wasserflächen sind die Teile der Schrote im B-Plan dargestellt, die nicht von der Brücke 
"Hannoversche Str." überspannt werden. Die Schrote ist als Gewässer erster Ordnung ein-
gestuft und verfügt somit über einen beidseitigen Gewässerschonstreifen mit einer Tiefe von 
10 m gemessen ab Böschungsoberkante. Jede bauliche Veränderung am Gewässer und am 
Gewässerschonstreifen ist gemäß Wassergesetz des Landes Sachsen-Anhalt genehmi-
gungspflichtig. 
Gewässerschonstreifen sind von jeglicher Bebauung freizuhalten. Weiterhin ist es verboten: 
 
- Grünland in Ackerland umzubrechen 
- wassergefährdende Stoffe zu lagern oder abzulagern 
- Anpflanzung von nicht einheimischen oder standortgerechten Gehölzen. 
 
Für Ausnahmen ist die untere Wasserbehörde der Landeshauptstadt Magdeburg zuständig.  
Als Grünflächen werden in diesem Bebauungsplan nur die öffentlichen Grünflächen festge-
legt. Es handelt sich dabei um einen 12 m breiten Streifen auf der Nordseite der Schrote und 
um eine ”Fläche zum Anpflanzen sonstiger Bepflanzungen”, die im Zusammenhang mit der 
Straßenbahnwendeschleife angelegt wurde.  
Die Grünfläche, die die Straßenbahnwendeanlage zur Landschaft hin begrenzt, wird mit 
Festsetzungen zum Anpflanzen von sonstigen Bepflanzungen belegt, damit hier das durch 
die Anlage gestörte Bild des Ortsrandes harmonisch gestaltet wird. 
 
Der Grünstreifen an der Schrote sowie ein Teil des angrenzenden Mischgebietes werden 
auch als Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen ge-
kennzeichnet, zum Zwecke des Erhaltes und Ersatzes der dort vorhandenen Bäume. 
 
Im Plangebiet gibt es einige Standorte von Einzelbäumen mit besonderer städtebaulicher 
oder ökologischer Bedeutung, die durch diesen Bebauungsplan ausdrücklich geschützt wer-
den sollen. 
 
Innerhalb des Plangebiets befinden sich keine Kinderspielplätze, jedoch sind in der Nähe 
zwei Spielplätze, Spielplatz Kreipestraße und Spielplatz Am Neuber. Diese haben ein Ein-
zugsgebiet von 400m bzw. 1000m und decken folglich das Plangebiet mit ab.  
 
 
8. Flächenbilanz 
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Nutzungsart 
 

Fläche 
 

Mischgebiete 43486,36 m² 
  

Wohngebiete 22234,52 m² 
  

Gemeinbedarf 4453,14 m² 
  

Grünflächen 4336,22 m² 
  

Wasserflächen 786,77 m² 
  

Verkehrsflächen 28266,95 m² 
  

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 6674,49 m² 
  

B-Plan 367-1 Gesamt 110238,44 m² 
 
 
 

IV AUSWIRKUNGEN DES BEBAUUNGSPLANS AUF ÖFFENTLICHE 
UND PRIVATE BELANGE 
 
1. Ver- und Entsorgung 
 
Die Anlagen der verschiedenen Ver- und Entsorgungsträger sind in den öffentlichen Ver-
kehrsflächen weitgehend vorhanden, die notwendigen Ergänzungen sind mit verhältnismäßig 
geringem Aufwand herstellbar. 
 
Wasserversorgung 
Der Bereich wird durch die Städtischen Werke Magdeburg (SWM) versorgt. Das Leitungs-
netz ist vorhanden. 
 
Stromversorgung 
Der Netzbetreiber Elektrizität ist die SWM Netze GmbH. 
 
Gasversorgung 
Das Netz der SWM ist vorhanden, die Grundstücke können angeschlossen werden. 
 
Telefon und Breitbandkabel 
Zuständig ist hier die Deutsche Telekom AG. Ihr wird rechtzeitig der Beginn der ergänzenden 
Straßenbaumaßnahmen angezeigt, damit sie, falls erforderlich, im Zuge der Straßenbau-
maßnahmen ihre Leitungen verlegen kann. 
 
Löschwasser 
Die erforderliche Löschwassermenge wird aus dem zentralen Leitungsnetz sichergestellt. 
Darüber hinausgehende Maßnahmen sind für diesen Bereich nicht vorgesehen. 
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Schmutzwasserbeseitigung 
Die Abwasserbeseitigung obliegt der Abwassergesellschaft Magdeburg mbH (AGM mbH) 
und ist durch die zentrale Kläranlage in Gerwisch gesichert. Die SW-Kanalisation ist bereits 
vorhanden. 
 
Oberflächenentwässerung 
Die Regenwasserableitung in die Schrote als Vorfluter ist ebenfalls durch vorhandene Kanäle 
der Stadt gesichert. Es ist jedoch anzustreben, dass das Regenwasser weitgehend auf den 
Grundstücken versickern kann. 
 
Abfallbeseitigung 
 
Die Beseitigung des Abfalls liegt im Verantwortungsbereich der Stadt Magdeburg. 
 
2. Naturschutz und Landschaftspflege 
 
Mit diesem Bebauungsplan wird eine landwirtschaftlich genutzte Fläche in eine Verkehrsflä-
che für eine Straßenbahnwendeanlage mit Grünflächen umgewandelt. Dieser Eingriff dient 
der besseren Anbindung des Ortsteils Diesdorf an das Netz des ÖPNV (durch die Verlänge-
rung der Straßenbahnstrecke liegt fast der gesamte nördlich der Eisenbahntrasse gelegene 
Teil Diesdorfs im fußläufigen Einzugsbereich von Straßenbahnhaltestellen) und wird ökolo-
gisch ausgeglichen, wie im Kapitel V.3 nachgewiesen wird. 
 
Für die Landwirtschaft ist der Verlust der Fläche aufgrund seiner geringen Größe eher unbe-
deutend. 
 
Temporär wird im Zuge der Baumaßnahme eine Fläche südlich der Wendeschleife in An-
spruch genommen.  
 
Als Maßnahme zur Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit des Bodens wird nach Beendi-
gung der Baumaßnahme eine Auflockerung des Bodens und somit eine Wiederherstellung 
der natürlichen Bodenstrukturen und –funktionen empfohlen.  
Im Geltungsbereich dieses B-Plans und in unmittelbarer Nachbarschaft befinden sich folgen-
de geplante geschützte Landschaftsbestandteile gemäß §23 NatSchG LSA: 
 
im Plangebiet: 
 
- GLB 0009 MD "Bachlauf der Schrote" 
 
an das Plangebiet angrenzend: 
 
- GLB 0009 MD "Bachlauf der Schrote"  
      sowohl bachauf- als auch bachabwärts 
- GLB 0023 MD "Westfriedhof" 
      östlich "Diesdorfer Graseweg" und 
      südlich "Große Diesdorfer Str." 
- GLB 0063 MD "Gehölzbestand Alt-Diesdorf"  
      westlich "Am Neuber" 
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Die Schrote stellt ein Gewässer 1. Ordnung mit einem beidseitigen Gewässerschonstreifen 
von jeweils 10 m Breite dar. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes beinhaltet den Ab-
schnitt der Schrote zwischen der Straßenbrücke Hannoversche Straße und dem Kleinen 
Gang. Der Gewässerschonstreifen auf der Nordseite entspricht in etwa der dort festgesetz-
ten öffentlichen Grünfläche. Es liegt die Besonderheit vor, dass das Flurstück im Süden mit 
einer Mauer eingefriedet ist die in unmittelbarer Nähe der Uferböschung verläuft. Auf der 
Südseite der Schrote grenzt die Hemsdorfer Straße an. Der wertvolle Baumbestand in die-
sem Bereich soll erhalten werden. Es erfolgt deshalb die Festsetzung als „Fläche mit Bin-
dung für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen“ mit dem Zusatz, dass bei dem Abgang von Gehölzen eine Neupflanzung vor-
zunehmen ist. Der Standort für die Ersatzpflanzung muss in Abstimmung mit den für den 
Gewässerschutz zuständigen Behörden erfolgen. 
 
3. Umweltverträglichkeitsprüfung zur Straßenbahnwendeanlage 
 
Der Bebauungsplan setzt Betriebsanlagen für Straßenbahnen fest. Gemäß § 28 Abs. 1 Per-
sonenbeförderungsgesetz (PBefG) dürfen diese Anlagen nur errichtet werden, wenn der 
Plan vorher festgestellt ist. Bebauungspläne nach § 9 BauGB ersetzen die Planfeststellung 
nach § 28 Abs. 1 PBefG sofern darin die Betriebsanlagen für die Straßenbahn ausgewiesen 
sind (§ 28 Abs. 3 PBefG). Für das Vorhaben wurde die Erforderlichkeit einer Einzelfallprü-
fung gemäß § 3c des Gesetzes über die Umweltverträglichkeit ermittelt (Anlage 1 zum 
UVPG, Punkt 14.11). Diese Einzelfallprüfung wurde erstellt (Büro Westhus, Juni 2007) und 
der zuständigen Behörde zur Entscheidung vorgelegt. Die im Umweltamt angesiedelten unte-
ren Behörden schlossen sich der in der Einzelfallprüfung enthaltenen Einschätzung, dass 
aufgrund der erheblichen zu erwartenden Umweltauswirkungen die Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung geboten sei an. Die in einer Umweltverträglichkeitsstudie doku-
mentierten Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung (Büro Westhus, 2002) sowie weite-
re umweltrelevante Fachgutachten und technischen Untersuchungen bzw. Planungen bilden 
die Grundlage des Umweltberichtes, der den Teil II der Begründung zum Bebauungsplan 
bildet. 
 
4. Immissionsschutz 
 
Da die Verkehrsbelastung des "Diesdorfer Knotens" sehr hoch ist und dies auch nach den 
geplanten Straßenumbaumaßnahmen weiterhin der Fall sein wird, erhielt das Ingenieurbüro 
Dr. Zöllner, Magdeburg, den Auftrag, zu ermitteln, welche Veränderungen des Verkehrslärms 
durch die Baumaßnahmen entstehen und welche Maßnahmen aus Schallimmissionsschutz-
gründen notwendig werden. Das Ingenieurbüro Dr. Zöllner, Magdeburg, hat dazu zwei schall-
technische Gutachten erarbeitet. Beide Gutachten können im Stadtplanungsamt eingesehen 
werden. Mit dem 1 Gutachten vom 01.03.1995 wurden bezüglich der Schallimmissionen 
durch Straßenverkehr und Straßenbahnverkehr zwei Themenkomplexe bearbeitet: 
 
1. Wo und in welcher Art wird Lärmschutz am Gebäudebestand notwendig? 
2.  Wo sind in Zukunft bei Neubauvorhaben Vorkehrungen zum Lärmschutz zu berück-

sichtigen? 
 
Beide Fragen sind grundsätzlich unterschiedlich zu behandeln. 
 
Für die Beantwortung der Frage 1 werden die Verkehrslärmschutzverordnung -16. BImSchV 
und die 24. BImSchV herangezogen. 
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Die Frage 2 wird auf der Grundlage der DIN 18005 mit den vergleichsweise niedrigeren Wer-
ten beantwortet. Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der schalltechnischen Gutachten 
und entsprechend § 8 der textlichen Festsetzungen sind geeignete passive Lärmschutzmaß-
nahmen zu ergreifen. Soweit sich die Gebäude bereits vor der Errichtung der Straßenbahn-
wendeschleife im Bestand befinden, hat der Verursacher der Emissionen (hier die MVB) die 
dadurch entstehenden Kosten auf Antrag zu übernehmen. Dies ist grundsätzlich durch § 42 
BImSchG in Verbindung mit § 43 BImSchG sowie der 16. und 24. BImSchV geregelt. Zur 
stärkeren Untersetzung und Konkretisierung dieser Rechtsvorschriften, ist mit dem Verursa-
cher (hier MVB) vor Fassung des Satzungsbeschlusses zum Bebauungsplan, ein Städtebau-
licher Vertrag im Sinne des § 11 BauGB abzuschließen. Dieser regelt abschließend Art und 
Umfang der zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrslärm notwendi-
gen Schallschutzmaßnahmen für schutzbedürftige Räume in baulichen Anlagen.  
 
Bei zukünftigen Bauvorhaben, sind die Kosten des Lärmschutzes von den jeweiligen Bauher-
ren zu tragen. 
 
Das zweite Gutachten vom 28.09.2001 konkretisiert das erste Gutachten hinsichtlich der 
durch den Straßenbahnverkehr verursachten Immissionen und berücksichtigt, im Gegensatz 
zum ersten Gutachten (Prognose), konkrete Meßwerte.  
 
4.1 Lärmschutz aufgrund der im Bebauungsplan festgesetzten Straßenverkehrsflächen 
 
Für die Abwägung hinsichtlich der durch diesen Bebauungsplan festgesetzten Straßenver-
kehrsflächen ist maßgeblich, daß er für eine bestehende städtebauliche Situation aufgestellt 
wird, in der bereits ein hoher Lärmpegel herrscht, resultierend aus dem vorhandenen Verkehr 
auf z.Zt. schlecht ausgebauten Straßenverkehrsflächen. Da die Straßen aber schon Bestand 
sind, und der B-Plan nur den Bestand als Straßenverkehrsflächen festsetzt, wird durch die 
Festsetzungen die Immission in den angrenzenden Baugebieten nicht erhöht. 
 
Der beschriebene Konflikt zwischen dem Emittenten Straßenverkehr und dem Immittenten 
Allgemeines Wohn- bzw. Mischgebiet entsteht also nicht durch diesen Bebauungsplan und 
ist ihm daher nicht anzulasten. 
 
4.2 Immissionsschutz aufgrund der Errichtung der Straßenbahnwendeschleife 
 
Mit der Errichtung der Straßenbahnwendeschleife und deren Anbindung an das vorhandene 
Straßenbahnnetz gehen verschiedene Emissionen einher, die zusätzlich auf die Umgebung 
einwirken. Neben den Lärmimmissionen (Luftschall und Körperschall) sind insbesondere die 
mit dem Straßenbahnverkehr verbundenen Erschütterungen zu nennen. 
Alle zum Bebauungsplan erarbeiteten Gutachten können im Stadtplanungsamt eingesehen 
werden.  
 
• Luftschall 
 
Das zweite vom Ingenieursbüro Dr. Zöllner verfaßte schalltechnische Gutachten vom 
28.09.2001 konkretisiert das erste Gutachten hinsichtlich der durch den Straßenbahnverkehr 
verursachten Immissionen und berücksichtigt, im Gegensatz zum ersten Gutachten neben 
den empirischen Daten, auch schalltechnische Kontrollwerte. Bei der Erarbeitung dieses 
Gutachtens wurde von einen zulässigen Geschwindigkeit von 30 km/h für Straßenbahnen 
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ausgegangen. Die Ergebnisse des Gutachtens wurden in Form einer Tabelle, gegliedert 
nach Immissionsorten (Straße, Hausnummer /Etage des Gebäudes und nach Immissionszei-
ten (Tag / Nacht) aufbereitet.  
Das Gutachten zeigt auf, dass bei einer zulässigen Geschwindigkeit von 30 km/h für Stra-
ßenbahnen eine sehr hohe Anzahl der Anwohner mit Schallimmissionen zu rechnen haben, 
die über den Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV liegen.  
 
Im Hinblick auf die von der Gleisanlage in Anliegergebäuden verursachten Schwingungsim-
missionen wurde durch das Büro Uderstädt und Partner im September 2002 ein weiteres  
schalltechnisches Gutachten erarbeitet. Mit diesem Gutachten wurde geprüft, ob die Fahrge-
schwindigkeit der Straßenbahnen dauerhaft reduziert werden sollte. Im Falle der Reduzie-
rung der Fahrgeschwindigkeit würde sich eine Minderung der Luftschallimmissionen des 
Schienenverkehrs gegenüber der bisherigen Berechnung des Büros Dr. Zöllner ergeben. 
Dies könnte die Anzahl der Anliegergebäude reduzieren, für die ein grundsätzlicher Anspruch 
auf passiven Schallschutz besteht.  
 
Die durchgeführte Untersuchung zeigt, dass bei einer Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit 
der Anteil der Gebäude, für die passiver Schallschutz entsprechend 24. BImSchV vorzuse-
hen ist, abnimmt. Bei der im Bebauungsplan nunmehr festgesetzten Geschwindigkeitsbe-
grenzung der Straßenbahn im Bereich der Ummendorfer Straße auf 10 km/h werden die Im-
missionsgrenzwerte der 16. BImSchV an fast allen Gebäuden eingehalten. An welchen Ge-
bäuden noch Überschreitungen der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV auftreten, ist in 
den Hinweisen zum Bebauungsplan genannt. 
Eine Angabe von Lärmpegelbereichen in der Planzeichnung erschien nicht sinnvoll, da nur 
einzelne Anliegergrundstücke betroffen sind.  
 
Art und Umfang der zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrslärm 
notwendigen Schallschutzmaßnahmen für schutzbedürftige Räume in baulichen Anlagen 
werden durch § 42 BImSchG in Verbindung mit § 43 BImSchG sowie der 16. und 24. 
BImSchV geregelt. Soweit schädliche Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche auftre-
ten, hat der Betroffene somit einen gesetzlichen Anspruch auf die erforderlichen Schall-
schutzmaßnahmen. Die Kosten dafür sind regelmäßig durch den Verursacher der schädli-
chen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche zu tragen.  
 
Zur stärkeren Untersetzung und Konkretisierung dieser Rechtsvorschriften, ist mit dem Ver-
ursacher (hier MVB) vor Fassung des Satzungsbeschlusses zum Bebauungsplan, ein Städ-
tebaulicher Vertrag im Sinne des § 11 BauGB abzuschließen. Dieser regelt abschließend Art 
und Umfang der zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrslärm not-
wendigen Schallschutzmaßnahmen für schutzbedürftige Räume in baulichen Anlagen.  
Weiterhin ist grundsätzlich festzustellen, das aktive Lärmschutzmaßnahmen im Entwurf für 
die Neu- und Umgestaltung der Verkehrsanlagen schon berücksichtigt wurden und somit in 
die Berechnung bereits eingeflossen sind. Weitere aktive Schutzmaßnahmen läßt die städte-
bauliche Situation nicht zu.  
 
 
• Körperschallimmissionen 
 
Eine Rechtsverordnung zur Beurteilung von Körperschallimmissionen existiert nicht. 
Zwischen der Körperschall-Schwingschnelle und dem Körperschall-Schalldruck besteht eine 
kausale Beziehung, die für die qualitative Immissionsanalyse wichtig ist. Die Körperschall- 
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Schwingschnelle als Ursache für den sekundär auf das Gehör einwirkenden Körperschall-
Schalldruck (sekundärer Luftschall) wird aber nicht nach Grenzkriterien bewertet. 
Maßgebend für die Beurteilung ist daher der gemessene Körperschall-Schalldruck.  
Im Schwingungstechnischen Gutachten des Büros Uderstädt und Partner vom 11.04.2003 
werden alle hilfsweise heranziehbaren Quellen zur Beurteilung von Körperschallimmissionen 
erläutert. Abschließend kommt der Gutachter dabei zu dem Ergebnis, dass im Zusammen-
hang mit der Planung von Straßenbahngleisen ein mittlerer Maximalpegel von 40 dB(A) von 
den Genehmigungsbehörden häufig als zulässig angesehen wird. 
 
• Erschütterungsimmissionen 
 
Durch das Büro Uderstädt und Partner wurde in dem Schwingungstechnischen Gutachten 
vom 11.04.2003 auch die durch Straßenbahnverkehr verursachten Erschütterungsimmissio-
nen untersucht. Der Inhalt des Gutachtens läßt sich wie folgt zusammenfassen: 
 
Eine Rechtsverordnung zur Beurteilung von Erschütterungsimmissionen von Schienenver-
kehrswegen existiert nicht. In der Rechtsprechung wird allgemein Bezug genommen auf die 
Festlegungen der DIN 4150. Dies gilt auch für Erschütterungsimmissionen von Schienenver-
kehrswegen. 
 
 
Einwirkung auf Menschen 
In der DIN 4150, Erschütterungen im Bauwesen, Teil 2 – Einwirkungen auf Menschen in Ge-
bäuden – von Juni 1999 sind Anhaltswerte für die Beurteilung von Erschütterungen in Woh-
nungen zusammengestellt. Grundsätzlich erfolgt die Beurteilung anhand der Anhaltswerte Au 

und Ar der Tabelle 1 der Norm. 
 
• Für oberirdischen Schienenverkehr des ÖPNV (Straßen-, Stadt-, S- und U-Bahnen)  
gelten die um den Faktor 1,5 angehobenen Anhaltswerte der Tabelle 1. 
 
Die o. g. Tabelle der DIN 4150-2 (Anhaltswerte A für die Beurteilung von Erschütterungsim-
missionen in Wohnungen und vergleichbar genutzten Räumen) ist dem o. g. Gutachten zu 
entnehmen. 
 
 
Einwirkungen auf Bauwerke 
Die Einwirkung von Erschütterungen auf Gebäude wird nach heutigem technischen Stand 
auf der Grundlage der DIN 4150, Teil 3, "Erschütterungen im Bauwesen, Einwirkung auf bau-
liche Anlagen", Ausg. Februar 1999, beurteilt. 
Diese Norm enthält Angaben für die Ermittlung und Beurteilung der durch Erschütterungen 
verursachten Einwirkungen auf bauliche Anlagen, die für vorwiegend ruhende Beanspru-
chung bemessen sind, soweit solche Angaben nicht in anderen Normen oder Richtlinien ge-
geben sind. Die Norm nennt Anhaltswerte, bei deren Einhaltung Schäden im Sinne einer 
Verminderung des Gebrauchswertes von Gebäuden nicht eintreten. Eine Verminderung des 
Gebrauchswertes von Gebäuden oder Gebäudeteilen durch Erschütterungseinwirkungen im 
Sinne dieser Norm ist z. B.: 
 
 Beeinträchtigung der Standsicherheit von Gebäuden und Bauteilen 
 Verminderung der Tragfähigkeit von Decken. 
 
Bei Wohngebäuden ist eine Verminderung des Gebrauchswertes auch gegeben wenn z. B. 
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 Risse im Putz von Wänden auftreten 
 bereits vorhandene Risse in Gebäuden vergrößert werden 
 Trenn- und Zwischenwände von tragenden Wänden oder Decken abreißen. 
 
Diese Schäden werden auch als leichte Schäden bezeichnet. 
 
Im vorliegenden Fall sind die Erschütterungen als Dauererschütterungen gemäß Abschnitt 6 
der DIN 4150 zu beurteilen. 
Vertikale Schwinggeschwindigkeiten bis 10 mm/s führen bei Geschossdecken in Wohnge-
bäuden erfahrungsgemäß nicht zu Schäden, selbst wenn die bei der statischen Bemessung 
zulässigen Spannungen voll in Anspruch genommen sind. Diese Schwingungen sind sehr 
stark spürbar. 
 
Bei der Beurteilung der Körperschall- und der Erschütterungsimmissionen kommt das Gut-
achten zu folgendem Ergebnis: 
 
Die durchgeführten Untersuchungen zeigen eindeutig, dass bei einer zulässigen Höchstge-
schwindigkeit von 30 km/h durchgängig mit hohen Körperschallimmissionen zu rechnen ist. 
Der für eine Beurteilung häufig herangezogene Orientierungswert von 40 dB(A) für den mitt-
leren Maximalpegel wird deutlich überschritten. Teils werden Schalldruckpegel erzeugt, die 
nach allgemeiner Auffassung zu Aufwachreaktionen führen. Die Erschütterungen sind deut-
lich wahrnehmbar und überschreiten teilweise die Anhaltswerte der DIN 4150/2. Insgesamt 
gesehen ist bei einer Fahrzeuggeschwindigkeit von 30 km/h eine erhebliche Belästigung von 
Anliegern nicht auszuschließen. 
 
Die weiter gehenden Untersuchungen zeigen, dass bei niedrigeren Fahrzeuggeschwindigkei-
ten der Anhaltswert der DIN und der Orientierungswert von 40 dB(A) eingehalten werden. 
Hierbei wurde der pegelmindernde Schienenbonus nicht berücksichtigt. Es wird empfohlen, 
eine maximale Fahrzeuggeschwindigkeit von 20 km/h planerisch festzulegen. Da keine Si-
cherheit besteht, dass die Fahrer eine vorgegebene Geschwindigkeit einhalten wird erfolgt 
die Regelung automatisch (Tempomat , Infrarot-Steuerung). 
 
Zur weiteren Reduzierung der durch den Straßenbahnbetrieb entstehenden Emissionen, sind 
die Gleisanlage und die Straßenbahnen gemäss dem Stand der Technik zu warten. 
 
• Lichtimmissionen 
 
Um eine Gefährdung von Insekten durch Lichtemissionen zu vermeiden, sind im Bereich der 
Straßenbahnwendeschleife nur der Einsatz UV-strahlungsarmer Nachtbeleuchtung zulässig. 
 
5. Denkmalschutz 
 
Im Plangebiet befinden sich zwei Kulturdenkmale, die auch als solche gekennzeichnet wer-
den: 
 
Villa, Hannoversche Str. 7 
Wohnhaus, Große Diesdorfer Str. 126 
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V GRÜNORDNUNG 
 
Es wird davon ausgegangen, daß ein flächendeckender Grünordnungsplan nicht erforderlich 
ist, weil der Geltungsbereich dieses B-Plans im städtebaulichen Bestand liegt und somit kein 
Landschaftsverbrauch stattfindet, der auszugleichen wäre. Die Ausnahme ist die Wende-
schleife, die im Außenbereich entstehen soll und deren Notwendigkeit zum Ausgleich im Fol-
genden genauer untersucht wird. 
 
1. Bestand im Geltungsbereich des Bebauungsplans 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich größere Einzelbäume auf verschie-
denen Grundstücken und Verkehrsanlagen sowie die Lindenallee der Großen Diesdorfer 
Straße. 
 
Die Bäume sind zu erhalten und ggf. zu ersetzen (§ 9 (1) Nr. 25 b BauGB). Der im Plange-
biet befindliche Streckenabschnitt der Schrote wird z.Zt. als geplanter geschützter Land-
schaftsbestandteil gemäß § 23 NatSchG LSA geführt und wird zum Zweck der naturnahen 
Gestaltung der Ufer als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Natur und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) festgesetzt. 
 
Darüber hinaus ist die Baumschutzsatzung der Stadt Magdeburg zu beachten. 
 
2. Planung 
 
Der Um- und Ausbau der Straßen und Straßenbahnanlagen im Geltungsbereich des B-Plans 
erfolgt mit Ausnahme der Straßenbahnwendeschleife weitgehend auf vorhandenen,  
bereits versiegelten Straßenflächen. Überschläglich kann in diesen Bereichen von einer aus-
geglichenen Ver- und Entsiegelungsbilanz ausgegangen werden, da die bisher unbefestigten 
Seitenflächen unter Einfluß des fließenden und ruhenden Verkehrs so verdichtet worden 
sind, daß die anfallenden Regenwassermengen nur in sehr geringem Umfang versickern 
können. 
 
Auf der Südseite der "Großen Diesdorfer Str." soll die Lindenallee wiederhergestellt werden. 
 
Da die Straßenräume der anderen Straßen im Plangebiet durch unregelmäßige Anordnung 
der Bepflanzung (insgesamt 62 Bäume) aufgelockert werden sollen, können hier auch ver-
schiedene Arten gepflanzt werden. Es sollen Laubbäume sein, die zum einen dem Standort 
am Straßenrand gewachsen und zum anderen für das Ortsbild typisch sind. Unter anderen 
kommen folgende Arten hierfür in Frage: 
 
Weißdorn, Spitzahorn, Linde und in der Nähe der Schrote auch Esche. 
 
Die 62 Bäume verteilen sich wie folgt: 
Alt Diesdorf, Busendhaltestelle     4 Bäume 
Diesdorfer Graseweg               10 Bäume 
Fuß- und Radweg zwischen Hannoverscher Str. 
und Zerrennerstr.       2 Bäume 
Hannoversche Str. im Übergangsbereich zur 
Großen Diesdorfer Str.      3 Bäume 
Hannoversche Str. im Abschnitt nördlich der Schrote  8 Bäume 
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Hemsdorfer Str.       3 Bäume 
Ummendorfer Str.                23 Bäume 
Zerrennerstr.        9 Bäume 
 
Die Grünflächen werden durch Poller und Ketten gegen Befahren und wildes Parken gesi-
chert. 
 
Die Straßenbahnwendeschleife soll zur Landschaft hin von einer Grünfläche umgeben wer-
den. Hier sind Einzelbäume und Baumgruppen, kleinwüchsige und größere Gehölze im un-
regelmäßigen Wechsel anzupflanzen. Die Arten müssen für die Bodenverhältnisse und für 
den Standort "Ortsrand" geeignet sein. Es sind ausschließlich standortgerechte, einheimi-
sche Pflanzen der potentiellen natürlichen Vegetation (Waldziest-Stieleichen-
Hainbuchenwald, sowie Haselwurz-Labkraut-Traubeneichen-Hainbuchenwald) entsprechend 
der zu folgenden Liste zu verwenden: 
 
Quercus petraea (Traubeneiche) 
Quercus robur (Stieleiche) 
Tilla cordata (Winterlinde) 
Carpinus betulus (Hainbuche) 
Cornus sanguinea (Roter Hartriegel) 
Crataegus monogyna (Weißdorn) 
Euyonimus europaeus (Pfaffenhütchen) 
Prunus avium (Kirsche) 
Rhamnus carthatica (Kreuzdorn) 
Rosa canina et al.spec. (Rosenarten)  
Acer platanoides (Spitzahorn) 
Acer campestre (Feldahorn) 
Acer pseudoplatanus (Bergahorn) 
Fraxinus-exelsior ( gewöhnliche Esche) 
 
 
Vibumum opulus (Gewöhnlicher Schneeball) 
Corylus avellana (Hasel) 
Lonicera xylosteum (Heckenkirsche) 
Sambucus nigra (Schwarzer Holunder) 
Ligustrum vulgare  (Liguster) 
Malus sylvestris (Wildapfel) 
Pyrus pyraster (Wildbirne) 
Sorbus domestica (Mehlbeere) 
 
Mindestgrößen: Hochstämme:  Mindeststammumfang 16 cm 
     Heister:   Mindesthöhe 200 cm 
     Sträucher:   Mindesthöhe   60 cm 
 
3. Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
 
Der Bebauungsplan liegt größtenteils im bereits bebauten Innenbereich, nur die geplante 
Straßenbahnwendeschleife, im folgenden "Eingriffsraum" genannt, liegt im Außenbereich. 
Bei dieser geplanten baulichen Maßnahme handelt es sich um einen Eingriff im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes, von dem Gestalt und Nutzung dieser Fläche, ihre Bedeutung 
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für das Landschaftsbild sowie die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts an diesem Ort be-
troffen sind. Es wird deshalb eine ökologische Bilanzierung nach der „Richtlinie über die Be-
wertung und Bilanzierung von Eingriffen im Land Sachsen-Anhalt“ vom 16.11.2004 vorge-
nommen. 
 
3.1. Abgrenzung des Eingriffsraums 
 
Der vom Eingriff betroffene Bereich umfaßt eine Fläche von ca. 9.770,5 m². 
 
Er grenzt im Norden, Nordosten und Westen an den bestehenden Ortsrand an. Nach Süden 
öffnet sich weiträumig die offene Agrarlandschaft, wobei sich am Rand der Eingriffsfläche 
beginnend ein insgesamt etwa 150 m langer und 3 m breiter Feldgehölzstreifen von Nord 
nach Süd erstreckt. 
 
3.2. Gegenwärtiger Zustand von Natur und Landschaft im Eingriffsraum 
 
Bei dem Eingriffsraum handelt es sich um eine Fläche mit intensivierter landwirtschaftlicher 
Nutzung (Acker) ohne Relief (Hangneigung). 
Im Nordosten findet sich stellenweise gehölzfreier Ackerrandbewuchs bis etwa 1 m Breite, 
der sich aus artenarmer, nitrophiler Ruderalvegetation zusammensetzt (zum überwiegenden 
Teil Brennesseln, Taubnesseln und Ampfer). 
 
Den Boden bildet lößhaltige Schwarzerde, der Grundwasserflurabstand wird mit über 2 - 5 m 
angegeben. Das Grundwasser in diesem Bereich gilt gegenüber flächenhaft eindringenden 
Schadstoffen als nicht geschützt, da der Anteil bindiger Bildungen in der Versickerungszone  
it unter 20 % angegeben wird (Geologisches Landesamt Sachsen-Anhalt (Hrsg.): Karte der 
Grundwassergefährdung M.= 1 : 50 000, 1984). 
 
3.3. Bewertung der Eingriffsfläche 
 
Der Eingriffsraum selbst ist - nutzungsbedingt - vom Menschen stark verändert und weist nur 
noch geringfügig Strukturelemente auf (s. o.). Er kann aufgrund intensivster Nutzung mit ent-
sprechenden Maßnahmen wie Einsatz von Dünger und Pestiziden sowie Tiefenumbruch als 
naturfern angesehen werden. 
Die Bewertung der Eingriffsfläche erfolgt gemäß der „Richtlinie über die Bewertung und Bi-
lanzierung von Eingriffen im Land Sachsen-Anhalt“. Dabei werden Biotoptypen zugrunde 
gelegt. Mit dieser Kompensationsrechnung können fast alle Eingriffe bewertet und ausgegli-
chen werden. Für die Kompensationsrechnung (s. 3.7) wird nur die Eingriffsfläche im Rah-
men des Straßenbahnausbaus betrachtet. Sie beträgt 9.770,5 m². 
 
3.4. Ermittlung und Bewertung von Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit 
 
Durch die Inanspruchnahme von Boden für eine bauliche Nutzung gehen mit der Flächen-
versiegelung eine Verminderung der Grundwasserneubildung sowie ein Verlust an Lebens-
raum für Flora und Fauna einher, wobei für den letztgenannten Punkt anzumerken ist, daß 
Ackerland infolge der angewandten Bewirtschaftungsformen derzeit nur unzureichende Le-
bensbedingungen bietet. 
 
3.5. Vermeidung von Beeinträchtigungen (Vorsorgeprinzip) 
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Der Verursacher des Eingriffs ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft zu unterlassen (§ 8 (2) BNatG). 
 
Es sind daher Vorsorgemaßnahmen während des Baustellenbetriebes zu treffen sowie eine 
Minimierung des Versiegelungsgrades anzustreben: Die Verkehrsflächen (Gehwege, Halte-
stellenbereiche) werden mit Verbundpflaster in ortsbildtypischer Färbung (grau) befestigt.  
 
Die Anlage der für Bike & Ride vorgesehenen Flächen wird mit einer Deckschicht ohne Bin-
demittel (wassergebundene Decke) ausgeführt. Als Material zur Befestigung des Schienen-
bettes ist Schotter vorgesehen. 
 
Das Grundwasser gilt hier als stark durch die Landwirtschaft belastet. Da der anstehende 
Boden das Grundwasser nicht schützt und auf Kfz-Parkplätzen immer mit Verschmutzungen  
durch Öl zu rechnen ist, wird für die folgende ökologische Bilanzierung davon ausgegangen, 
daß zum Schutz des Grundwassers die Kfz-Verkehrsflächen, insbesondere der Parkplatz, 
durch Einbringen einer Sperrschicht vollständig versiegelt werden. Dies stellt für die Bilanzie-
rung den rechnerisch ungünstigsten Fall dar. Sollte eine andere, wasserdurchlässige Lösung 
zur Ausführung kommen, würde sich die Punktzahl noch weiter zugunsten des Planungszu-
stands verändern. 
 
Die Böschungen der Entwässerungsgräben werden begrünt; es ist einmal jährlich eine Mahd 
vorgesehen. Die Böschungen dürfen eine Neigung von 1:3 nicht überschreiten. 
Um eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes weitgehend zu vermeiden, ist die bauliche 
Maßnahme durch landschaftstypische Gehölze einzugrünen. Dabei ist insbesondere im Sü-
den im Übergang zur freien Landschaft eine aufgelockerte und mehrstufige Bepflanzung 
anzustreben (ungegliederter Wechsel aus Einzelbäumen und Baumgruppen, wechselnde  
Verwendung von kleinwüchsigen und Großgehölzen), um nicht den Eindruck einer "Grünka-
schierung", sondern eine möglichst harmonische Einfügung in das Landschaftsbild zu errei-
chen. 
 
3.6. Ermittlung der Ausgleichbarkeit 
 
Der Eingriff ist als ausgeglichen anzusehen, wenn nach seiner Beendigung keine erhebliche 
oder nachhaltige Beeinträchtigung des Naturhaushalts zurückbleibt und das Landschaftsbild 
wiederhergestellt oder neugestaltet ist (§ 8 (2) BNatG). 
 
Bei dem geplanten Vorhaben kann davon ausgegangen werden, daß die vom Eingriff betrof-
fenen ökologischen Werte und Funktionen weitgehend erhalten oder zeitnah wiederherge-
stellt werden können. Die Ausgleichsmaßnahmen sollen deshalb bei Beendigung der Bau-
maßnahmen fertiggestellt sein. Der Ermittlung des Eingriffs wurde das Modell Sachsen An-
halt (Richtlinie über die Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Land Sachsen-Anhalt) 
zugrunde gelegt. 
 
3.7. Ökologische Bilanzierung: 
 
Ist-Zustand: 
(   Biotoptyp   Flächengröße X Biotopwert  =  Wertigkeit) 
 
 Acker:                      9 355,50 m² x   5  =  46 777,50 Punkte 
 Straßenrandvegetation            415,00 m² x 10  =    4 150,00 Punkte 
 Summe            50 927,50 Punkte 
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Planungszustand: 
(   Biotoptyp      Flächengröße X Planwert  =  Wertigkeit) 
 
 
 
 Gebäude                   60,00 m² x  0  =   0 Punkte 
 
 Verkehrsflächen: 
 
 -Verkehrsflächen bituminös  

(vollständig) versiegelt                       181,50 m² x  0  =              0 Punkte 
 
 -Verkehrsflächen, Gehwege, Bahnsteige 

gepflasterte Flächen u. Schienenbett in Schotter 
                       1 877,50 m² x 2  =  3 755,00 Punkte 

 
 -Verkehrsflächen 
 wassergebundene Deckschicht              152,50 m² x 3  =       475,5 Punkte 
 
 -Verkehrsfläche 

Rasengleis       445,00 m² x 7  =  3 115,00 Punkte 
 

-öffentliche Grünflächen 
Pflanzgebotsflächen, Sicker- und Verdunstungsmulden 

-    7 054,00 m² x 7  = 49 378,00 Punkte 
 
 Summe               9 770,50 m²  =  55 705,50 Punkte 
             
 
Der Eingriff kann somit nach Fertigstellung der baulichen Maßnahme als ausgeglichen ange-
sehen werden. 
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- Umweltbericht - 
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Begründung - Teil III 
 
-Anhang- 
 

 

zusammenfassende Erklärung gem. § 10 Abs. 4 BauGB 
 
Das Straßenbauvorhaben Diesdorf erstreckt sich im Wesentlichen auf den sogenannten 
Diesdorfer Knoten. Es handelt sich dabei um eine langgezogene, stark befahrenen Kreuzung 
von Hauptnetzstraßen (Große Diesdorfer Straße, Hannoversche Straße, Zerrennerstraße – 
Kümmelsberg, Hannoversche Straße, Diesdorfer Graseweg) mit einmündenden 
Anliegerstraßen. 
Inmitten der Kreuzung ist eine Straßenbahnendhaltestelle angeordnet. Der Verkehrsknoten 
muss wegen der verkehrlichen und bautechnischen Mängel, die er aufweist, umorganisiert 
werden. Ziel ist es, die Verkehrsarten und Verkehrsströme zu entflechten und die 
Verkehrsflächen neu zu strukturieren sowie eine Straßenbahnwendeschleife anzulegen. 
In diesem Zusammenhang ist zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
die Einbeziehung der umgebenden Bauflächen in den Bebauungsplan notwendig.  
 
Das Plangebiet umfasst eine Fläche von 11ha und liegt weitestgehend im Innenbereich. Für 
den Verlauf der Straßenbahntrasse und die Lage der künftigen Straßenbahnwendeschleife 
wurden drei Trassenvarianten anhand verschiedener Kriterien untersucht und bewertet 
(Erschließungseffekt, Auswirkung auf den Kfz-Verkehr, Akzeptanz der Bürger, Bau- und 
Betriebskosten u. ähnl.). Im Ergebnis wurde einer Streckenverlängerung der Straßenbahn 
durch die Ummendorfer Straße und der Einordnung der Wendeschleife östlich der Straße Am 
Neuber der Vorzug eingeräumt. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes entspricht dieser 
Trassenführung. 
 
Der B-Plan wurde aus den Vorgaben des wirksamen Flächennutzungsplanes abgeleitet. Der 
Bebauungsplan wirkt für die Betriebsanlagen der Straßenbahn planfeststellungsersetzend. Für 
das Vorhaben wurde nach einer Einzelfallprüfung gem. 3 c UVPG eine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchgeführt. Die in einer Umweltverträglichkeitsstudie dokumentierten 
Ergebnisse der UVP sowie weitere umweltrelevante Fachgutachten und technische 
Untersuchungen fanden Eingang in den Umweltbericht. 
 
Die wesentlichsten Umweltbelange sind im Bereich Immissionsschutz zu finden. Hinsichtlich 
des vom Straßenverkehr ausgehenden Lärms wurde als Ausgangssituation die bestehende 
Verkehrsanlage mit der vorhandenen hohen Verkehrsbelegung und dem teilweise schlechten 
Zustand der Straßen zugrunde gelegt. Durch den Bebauungsplan, der lediglich den Bestand an 
Straßenverkehrsfläche festsetzt, erfolgt somit keine Verschlechterung der Gegebenheiten. 
Durch die Variantenentscheidung für die Weiterführung der Straßenbahntrasse durch die 
Ummendorfer Straße und die Anlage der Wendeschleife mussten die davon auf die 
Umgebung wirkenden Immissionen untersucht werden. Neben den Lärmimmissionen 
(Luftschall, Körperschall) treten durch den Straßenbahnverkehr verursachte Erschütterungen 
auf. Sowohl die Schallimmissionen als auch die Schwingungsimmissionen sollten auf ein 
Minimum begrenzt werden. Untersucht wurden in diesem Zusammenhang mehrere 
Ausbauvarianten für die Straßenbahntrasse einschließlich verschiedener Gleiskonstruktionen. 
 
Als günstigste Lösung wurde die zweigleisige Streckenverlängerung durch die Ummendorfer 
Straße mit Wendeschleife einschließlich Überholgleis am westlichen Bebauungsrand in 
Verbindung mit einer Geschwindigkeitsbegrenzung auf 10 km/h in einem definierten 
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Abschnitt der Ummendorfer Straße ermittelt. Für die Absenkung der Geschwindigkeit werden 
entsprechende technische Anlagen (Infrarotbaken) sowie deren Standorte festgesetzt. Durch 
diese Maßnahmen wird eine ausreichende Minderung der Schwingungsimmission in der 
Ummendorfer Straße erreicht und sichergestellt, dass der Schallimmissionsgrenzwert (nachts) 
nur noch an zwei Gebäuden überschritten wird. 
 
Durch die Verkehrsanlagen werden überwiegend bereits versiegelte Straßenflächen in 
Anspruch genommen. Nur die Wendeschleife wird auf einem landwirtschaftlichen Gelände 
angeordnet. Für diesen durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriff im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes wurde eine Bilanzierung entsprechend der „Richtlinie über die 
Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Land Sachsen-Anhalt“ vorgenommen und die 
Kompensation nachgewiesen und durch Festsetzungen im Bebauungsplan gesichert. 
 
Zum Vorentwurf liegen von Bürgern keine Meinungsäußerungen vor. Die Öffent-
lichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB ergab eine Stellungnahme, die vor dem 
Satzungsbeschluss behandelt wurde. Die von den Behörden, sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange und Verbänden während der Beteiligungen gemäß § 4 Abs. 1 und 2 BauGB 
abgegebenen Stellungnahmen wurden im Verfahren berücksichtigt.  
 
Durch die Planung wird eine wirtschaftlich tragbare, deutliche Verbesserung der 
Verkehrserschließung des Ortsteiles Diesdorf, insbesondere im Hinblick auf den öffentlichen 
Personennahverkehr erreicht. Die Attraktivität eines umweltfreundlichen Verkehrsmittels 
kann somit erhöht und damit eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung unterstützt werden. 




